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Schutz für Bankeinlagen in der Schweiz -
eine Fata Morgana? 
Überlegungen aus Anlass der neuen «Vereinbarung über den Einlegerschutz 
bei zwangsvollstreckungsrechtlicher Liquidation einer Bank» der Schweizeri­
schen Bankiervereinigung und der Ànderung der Konkursprivilegien für be­
stimmte Bankeinlagen im Rahmen der SchKG-Revision 

Von Fürsprecher URS ZuLAUF* 

Grnndlagen und Materialien 

1. Schweizerische Gesetze und Verordnungen (Anhang 1) 

a) Bundesgesetz über die Banken und Sparkassen vom 8.November 1934 
(BankG, SR 952.0), Art.15 und 16. 

b) Verordnung über die Banken und Sparkassen vom 17.Mai 1972 (BankV, 
SR 952.02), Art. 31 und 32. 

c) Verordnung über die steuerliche Abzugsberechtigungfür Beitriige an aner­
kannte Vorsorgeformen vom 13. ll. 1985 (BVV 3), Art. 5 Abs. 2. 

d) Verordnung über die Erhaltung des Vorsorgeschutzes und die Freizügig­
keit vom 12.11. 1986. Art. 10 Abs. 2. 

e) Entwurf zum Bundesgesetz über die Bank en und Sparkassen, Revision der 
Art.15, 16, 22, 23quat", 37a, 37b, im Rahmen der SchKG-Revision (BBI 
1991Ill1, insbesondere 136ff.), Stand November 1993 vor der Differenz­
bereinigung der Rate. 

2. Vorschliige für einen gesetzlich abgeslützten Einlegerschutz 

- Botschaft des Bundesrates an das Parlament über die Volksinitiative «ge­
gen den Missbrauch des Bankgeheimnisses und der Bankenmacht (Ban­
ken-Initiative)» vom 18. August 1982, BBI 1982 ll !201. 

- Vorentwurf der Studiengruppe zur Überprüfung des Bankengesetzes vom 
August 1982, Bern EDMZ, Art. 30-32 (Anhang 2). 

- (Unpublizierter) Entwurf des Eidg. Finanzdepartementes vom November 
1984 zu einer Teilrevision des Bankengesetzes (Anhang 3). 

* Es handelt sich um eine persônliche Meinungsausserung des Referenten, welche die 
Eidg. Bankenkommission nicht bindet und mit deren Standpunkt nicht übereinzustim­
men braucht. 
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3. Schweizerische private Selbstregulierung 

Vereinbarung der Schweizerischen Bankiervereinigung «über den Einleger­
schutz bei zwangsvollstreckungsrechtlicher Liquidation einer Bank» vom 
1. Juli 1993 (Anhang 4). 

4. Regulierung in der Europiiischen Gemeinscltaft 

Geanderter Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über Einlagesicherungssy­
steme vom 7. Juni 1993 (KOM(93] 253). Der Ministerrat verabschiedete den 
Vorschlag mit Ànderungen am 13. 9.1993 und 24.10. 1993 zu Handen der 
2. Lesung des EG-Parlamentes. 

Lileratur 

BoDMER/KLEINER!LUTZ, Kommentar zum schweizerischen Bankengesetz, 
Loseblattsammlung, Zürich 1993 (6. Nachlieferung). 

Colloque international, L'avant-projet de loi fédérale sur les banques, 
Schweizerische Beitrage zum Europarecht, Bd. 26, Genf 1983, S. 129 ff. 

WINZELER CHRISTOPH, Der Einlegerschutz für Bankglliubiger im Span­
nungsfeld geschaftspolitischer Eigenverantwortung, gemeinschaftlicher 
Selbstregulierung und staatlicher Fremdregulierung ( Gesetzgebung), er­
scheint 1994 in der Schweizerischen Zeitschrift für Wirtschaftsrecht (SZW). 

WINZELER CHRISTOPH, Sinn und Zweck der Einlegerschutzvereinbarung, 
Weder Reduktion des Schutzes noch unabsehbare Haftung, NZZ vom 
24./25. 7.1993. 

ZIMMERMANN HEINZIBARBROCK VERA, Einlagensicherung - aus Okono­
mischer Sicht, in: Gehrig Bruno/ Schwander Ivo (Hrsg.), Banken und Bank­
recht im Wandel, Festschrift für Beat Kleiner, Zürich 1993, S. 261-302. 

ZuLAUF URS, Wer soli den Schutz des Sparers bezahlen?, Ungerechtfertig­
te Sonderopfer ungeschützter Gliiubiger, NZZ vom 30. 6. 1993. 

Inhalt 

I. Nachtraglicher Einlegerschutz - praventive Bankenaufsicht 

U. Zur Geschichte des schweizerischen Einlegerschutzes 
1. Konkursprivileg für Spareinlagen (1934) 
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2. Bankeninitiative- Einlegerschutzkonvention der Banken ais «Vor­
leistung» der Banken (1978-1984) 

3. Schliessung der Spar- und Leihkasse Thun und Revision der Einle­
gerschutzvereinbarung (1991-1993) 

4. Erhohung und sachliche Ausdehnung des Konkursprivilegs für be­
stimmte Einlagen im Rahmen der SchKG-Revision als «Nachvoll­
zug» des Gesetzgebers (1982-1993) 



III. Einlegerschutzvereinbarung der schweizerischen Bankiervereinigung 
1. System 
2. Rechtsnatur der Vereinbarung 
3. Triigerschaft, freiwillige Teilnahme 
4. Gedeckte Einlagen und Umfang der Deckung 
5. Auslë>sendes Ereignis 
6. Verpfandung der gesicherten Forderungen 
7. Finanzierung 
8. Notfallklausel und Systemgrenze 

IV Einlegerschutz in der EG 

V. Probleme des schweizerischen Einlegerschutzes 
1. Kostenverteilung 
2. Schwierige Feststellung der geschützten Einlagen 
3. Langer Zeitraum bis zur Auszahlung 

VI. Fazit und Altemativen 

Anhang 

1. Schweizerische Gesetze und Verordnungen 
a) Bundesgesetz über die Banken und Sparkassen vom 8. November 1934 

(BankG, SR 952.0), Art. 15 und 16. 
b) Verordnung über die Banken und Sparkassen vom 17. Mai 1972 

(Bank V, SR 952.02), Art. 31 und 32. 
c) Verordnung über die steuerliche Abzugsberechtigung für Beitrage an 

anerkannte Vorsorgeformen vom 13.11.1985 (BVV 3), Art. 5 Abs. 2. 
d) Verordnung über die Erhaltung des Vorsorgeschutzes und die Freizü­

gigkeit vom 12.11.1986, Art.10 Abs. 2. 
e) Entwurfzum Bundesgesetz über die Banken und Sparkassen, Revision 

der Art.15, 16, 22, 23q""", 37a, 37b, im Rahmen der SchKG-Revision 
(BBI 1991HI1, insbesondere 136ff.), Stand November 1993 var der 
Differenzbereinigung der Rate. 

2. Vorentwurf der Studiengruppe zur Überprüfung des Bankengesetzes vom 
August 1982, Bern EDMZ, Art. 30-32. 

3. (Unpublizierter) Entwurf des Eidg. Finanzdepartementes vom November 
1984 zu einer Teilrevision des Bankengesetzes. 

4. Vereinbarung der Schweizerischen Bankiervereinigung «über den Einle­
gerschutz bei zwangsvollstreckungsrechtlicher Liquidation einer Bank» 
vom 1. Juli 1993. 
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I. Naclttragliclter Einlegerscltutz - praventive Bankenaufsicltt 

1 Die praventive Bankenaufsicht beruht in der Schweiz im wesentlichen auf drei 
Ffeilern: den bankinternen Kontronsystemen, der im ôffentlichen Recht um­
schriebenen Prüfung der privaten bankengesetzlichen Revisionsstenen und 
der staatlichen Aufsicht durch die Eidg. Bankenkommission. Durch diese 
Vorkehren sollen Liquiditatskrisen (Zahlungsunfiihigkeit) und Insolvenzen 
(Überschuldung) bei Banken verhindert werden. Damit verfolgt die praventi­
ve Bankenaufsicht ein doppeltes Ziel: Zum einen sonen die individuenen 
Glaubiger der Banken geschützt werden (Glaubigerschutz). Zum andem son 
die Ausbreitung einer Bankkrise auf das gesamte eng verbundene Bankensy­
stem verhindert werden (Vertrauens-, System- oder Funktionsschutz). 

2 Demgegenüber kommt der «nachtragliche Einlegerschutz» erst zum Tragen, 
wenn dieses praventive System seine Ziele nicht erreicht bat. Keine praventi­
ve Aufsicht kann aile Krisen bei Banken verhindem. Hier son der nachtragli­
che Einlegerschutz eingreifen. Es geht um den Schutz einzelner Einleger in 
der Liquidation einer insolventen Bank 1• In diesem Fan will der nachtragliche 
Einlegerschutz einzelne als besonders schutzbedürftig erachtete Einleger zu­
mindest teilweise vor Kapitalverlusten bewahren 2• Auch damit soll als zweites 
Ziel das Vertrauen in die andem Ban ken bewahrt werden. Beim Zusammen­
bruch der einen Bank sollen sich Einleger bei anderen Banken dank der 
Einlagensicherung in Sicherheit wissen und deshalb vor nervôsen und unge­
rechtfertigten Rückzügen absehen. Dadurch sollen angemeine Bankruns ver­
hindert oder die Auswirkungen einer einzelnen Insolvenz zumindest abgefe­
dert werden 3• 

3 Es besteht eine offensichtliche Wechselbeziehung und ein gegenseitiges Inter­
esse zwischen priiventiver Bankenaufsicht und nachtriiglichem Einleger­
schutz. Ist das Eigenkapital einer Bank nicht mehr in der gesetzlich geforder­
ten Hühe erhalten, versucht die Bankenaufsicht zu erreichen, dass dieser 
Mangel4 môglichst rasch behoben wird. Dies kann durch Zuschüsse oder 
Garantien der bisherigen Aktionare oder eines Übernehmers geschehen 5• Ist 
dies jedoch nicht môglich, so muss die angeschlagene aber noch nicht über­
schuldete Bank môglichst rasch freiwillig oder zwangsweise liquidiert wer-
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Eine andere Môglîchkeit bildet ein institutserhaltender Einlegerschutz, wie er in der 
Schweizdurch die Staatsgarantie der Kantonalbanken besteht. Dazu Z1MMERMANN/BAR­
BROCK, S. 294 ff.; sowie die drei Referate an den Berner Tagen für juristische Praxis 1993, 
welche demnachst publiziert werden: ROBERT LEU, Ist eine Staatsgarantie für Banken 
ôkonomisch sinnvoll?; ULRICH ZIMMERLI, Bedeutung und Zukunft der Kantonalbanken; 
KURT HAURJ, Aktuelle Rechtsprobleme der Bankenaufsicht in der Schweiz. 
Zur ôkonomischen Begründung dieses Ziels ZIMMERMANNIBARBROCK, S. 270. 
ZIMMERMANN/BARBROCK, S. 270 ff. Vüllig zu Recht betonen diese Autoren, dass dieses 
ehrgeizige Ziel (wenn überhaupt) nur erreicht werden kann, wenn aile Einlagen, auch 
Interbankeinlagen, in den Schutz eingeschlossen würden und keine Deckungsobergrenzen 
bestiinden. 
Rechtlich betrachtet die EBK einen nicht innert nützlicher Frist zu korrigierenden Eigen­
mittelmangel ais Verletzung der auf Art. 4 BankG gestützten Eigenmittelvorschriften und 
ais «grobe Verletzung der gesetzlicheri Pflichten» einer Bank, welche einen Bewilligungs­
entzug nach Art. 23quinquies BankG rechtfertigt, Verfügung vom 3. Oktober 1991 i. S. Spar­
und Leihkasse Thun, Erwagung lb. 
Die Problematik und Realisierungschancen einer Banksanierung auf Kosten ihrer Glaubi­
ger kônnen hier nicht diskutiert werden. 



den 6• Diese Entscheidung zu treffen füllt leichter, wenn ein nachtraglicher 
Einlegerschutz zumindest die Kleinglaubiger vollstandig schützt 7 • Umgekehrt 
hat die Tragerschaft einer nachtraglichen Einlagensicherung ein offensichtli­
ches Interesse an einer gut funktionierenden praventiven Aufsicht, die den 
Eintritt eines Schadenfalles verhindern kann 8• 

II. Zur Geschichte des schweizerischen Einlegerschutzes 

1. Konkursprivileg für Spareinlagen (1934) 

Vor der Schaffung des Bankengesetzes im Jahre 1934 bestanden in einigen 4 
Kantonen Regeln über das Sparkassengeschaft9• Aufgrund eines echten Vor­
behalts im Zivilgesetzbuch von 1907 errichteten einige wenige Kantone ein 
gesetzliches Pfandrecht zur Sicherung von Spareinlagen w lm Bankengesetz 
von 1934 sah der Bundesgesetzgeber nun erstmals ein Konkursprivileg für 
Spareinlagen von 5000 Franken vor. Er rechtfertigte dieses mit sozialen Erwa­
gungen. Das Sparheft bilde den Notgroschen für die mittleren und schwachen 
Bevolkerungsschichten 11 • Bei der Gesetzesrevision von 1971 wurde das Kon­
kursprivileg auf insgesamt 10000 Franken erhüht. 

2. Bankeninitiative - Einlegerschutzkonvention der Banken ais 
«Vorleistung» der Banken (1978-1984) 

lm Gefolge der im Frühjahr 1977 aufgedeckten «Texon-Affüre» der Schweize- 5 
rischen Kreditanstalt in Chiasso 12 reichte die Sozialdemokratische Partei der 
Schweiz 1979 die sogenannte «Bankeninitiative» 13 ein. lm Vordergrund ging 

Vgl. HANS NEUKOMM, Soli eine zahlungsunfahige Bank liquidiert werden?, Quartalsheft 
der Schweizerischen Nationalbank, 2/1992, S.180 ff. (192 f.). 

7 Bekanntlich kônnen die Gliiubiger auch bei der Liquidation einer zu Fortführungswerten 
noch nicht überschuldeten Bank zu Schaden kommen, dajede Bewertung mit Unsicher­
heiten behaftet ist und die Liquidationsverluste und -kosten sehr hoch sein kônnen. 

B Aus diesem Grund sind die Triiger der nachtriiglichen Versicherung in verschiedenen 
Staaten wie z. B. Deutschland und den USA auch mit prliventiven Überwachungsaufgaben 
befasst. 

9 Vgl. HUGO BANZIGER, Die Entwicklung der Bankenaufsicht in der Schweiz seit dem 
19. Jahrhundert, Diss. phi!. BE, Bern/Stuttgart 1986, S. 23 ff. 

w Der Vorbehalt von Art. 57 SchlT ZGB wurde 1934 durch Art.16 BankG abgelôst, welcher 
im Rahmen der SchKG-Revision von 1993 (vgl. nachstehend im Text Rz. 9f.) aufgehoben 
werden soli. Damit wird der letzte Überrest der kantonalen Sparkassengesetzgebung 
verschwinden, welche sich nicht bewâhrt hat, vgl. BANZIGER (Fn. 9), S. 26 f. 

11 BBI 19341187. Schon damais wurde das Grundproblemdes Konkursprivilegserkannt, wie 
die rhetorische Frage ais Entgegnung auf ein hôheres Sparprivileg zeigt: «Was bliebe im 
Falle eines Konkurses für die übrigen Deponenten übrig, wenn siimtliche Spareinlagen im 
vollen Umfange garantiert wiiren?» (a.a.O.). 

12 Vgl. etwa die Darstellung im EBK-Jahresbericht 1 CJ77, S. 23 ff. Die Angelegenheit lôste 
damais ein gewaltiges Echo in der Ôffentlichkeit und in der Politik aus, vgl. Forschungs­
zentrum für schweizerische Polifik an der Universitlit Bern (Hrsg.), Die schweizerische 
Politik im Jahre 1977, Sem 1978, S. 68 ff. 

13 Volksinitiative «gegen den Mîssbrauch des Bankgeheimnisses und der Bankenmacht», vgl. 
BBI 1982 Il 1201. Die Initiative wurde von Bundesrat und Parlament und am 20. Mai 1984 
auch von Volk und Stânden klar abgelehnt. 
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es um die Ausgestaltung des Bankgeheimnisses. Ais politisch attraktiven Ne­
benpunkt verlangte die Initiative aber auch eine Versicherungspflicht für 
Bankeinlagen. In diesem Punk! zeigte der Bundesrat Verst1indnis und ver­
sprach Abhilfe auf Gesetzesstufe 14• lm August 1982 lag auch ein Expertenent­
wurf für eine Totalrevision des Bankengesetzes vor, welcher ein Versiche­
rungsobligatorium und eine private Tragerschaft vorsah 15 . Daraus wurde je­
doch nichts. Das Bankengesetz ist bis zur hangigen durch die Europafrage 
veranlassten Revision 16 weder total- 17 noch teilrevidiert 18• 

6 Wahrscheinlich batte die Bankeninitiative dennoch einen gewissen Einfluss 
mit ihrer nicht unpopulliren Forderung nach einer Einlagensicherung. Jeden­
falls entschloss sich die Bankiervereinigung noch var der Abstimmung, eine 
private Regelung zu prlisentieren: die sogenannte Konvention 18 «betreffend 
die Auszahlung von Spareinlagen und Gehaltskontoguthaben bei Zwangsli­
quidation einer Bank». lhr Prinzip war denkbar einfach. Bezweckt war allein 
die Bevorschussung von Spar-, Lohn- und Rentenkonti. Sparer-, Arbeitneh­
mer- und Rentner sollten bis zu einem Hôchstbetrag von 30 000 Franken nicht 
auf die ersten Abschlagszahlungen in einem Konkurs warten müssen. Statt­
dessen wurden sie von der Bankiervereinigung beziehungsweise von den Kon­
ventionsbanken ausbezahlt. Dafür hatten die Einleger der Bankiervereini­
gung die bevorschusste Forderung abzutreten mitsamt Konkursprivileg ais 
Vorzugsrecht. Die Bankiervereinigung wiederum machte die abgetretenen 
Forderungen im Konkurs oder Nachlass geltend, wobei sie ebenfalls vom 
Konkursprivileg profitierte, soweit dieses bestlinde. 

7 In dieser letzten Einschrlinkung lag für die Banken das Problem. Ein Kon­
kursvorrecht bestand wie erwlihnt nur für insgesamt 10 000 Franken pro Ein­
leger und nur für Spareinlagen. Dies erachtete die Bankiervereinigung zu 
Recht ais ungenügend, weshalb sie in der Konvention 18 den Betrag auf 
30000 Franken erhôhte und auf Lohn- und Rentenkonti ausdehnte. Das 
dadurch entstehende Risiko, gegebenenfalls auch unprivilegierte Forderun­
gen bevorschussen zu müssen, sollte aber nach Sicht der Banken nicht von 
langer Dauer sein. Die Konvention wurde vielmehr ais «Vorleistung» verstan­
den, die der Gesetzgeber doch durch eine entsprechende Erhôhung und Aus­
dehnung der Konkursprivilegien bei Banken nachvollziehen sollte 19• 

" BBI 1982 Il 1236 ff. 
is Vgl. Anhang 2. Dîeser Vorschlag fand im Vernehmlassungsverfahren eine geteilte, aber 

mehrheitlich ablehnende Aufnahme. 
16 Vgl. dazu den Beitrag von KURT HAURI in diesem Band, sowie URS ZULAUF, EWR, 

Bankengesetz und internationale Zusammenarbeit zwîschen Bankaufsichtsbehürden, in: 
Aktuelle Rechtsprobleme des Finanz- und Bôrsenplatzes Schweiz, Bern 1993, S. 26 ff. 

17 Zu den Gründen KURT HAURI, Ausblick auf das neue Bankengesetz, in: Eidg. Banken­
kommission (Hrsg.), 50 Jahre eidgenôssîsche Bankenaufsicht, Zürich 1985, S. 190. 

18 Eine ursprünglich im Sommer 1984 gefassteAbsicht zu einerTeiirevision wurde 1986durch 
den Bundesrat aufgegeben, vgl. Geschaftsbericht des Bundesrates 1986, S. 289, was von der 
EBK begrüsst wurde, allerdings aus Gründen, welche nichts mit dem Einlegerschutz zu tun 
hatten, vgl. EBK-Jahresberichte 1984, S.14 und 1985, S.14. 

19 Vgl. den Jahresbericht der Schweizerischen Bankîervereinigung 1983/84, S. 49: «Diese 
Massnahme (d. h. die Konvention 18) soll erleichtern, bei der Re vision des Bankengesetzes 
fur den Einlegerschutz eine Lôsung im von den Ban ken vorgeschlagenen Sinne zu finden.» 

84 



3. Schliessung der Spar- und Leihkasse Thun und Revision der 
Einlegerschutzkonvention (1991-1993) 

Bis 1991 kam die Konvention nur in zwei eher unbedeutenden Fallen zur 8 
Anwendung'°- Der erste wirkliche Test war im Jahre 1991 der Zusammen­
bruch der Spar- und Leihkasse Thun (SLT). Hier musste die Bankiervereini­
gung rund 74 Mio. Franken bevorschussen 21 • Davon waren aufgrund der 
geschilderten Diskrepanz zwischen Konkursprivileg und Schutzumfang nur 
45 Mio. ais Spareinlagen privilegiert. Dadurch werden die Banken nicht nur 
Zins- und Abwicklungskosten zu tragen haben, sondem auch einen Kapital­
verlust. Dieses Ereignis machte nun verschiedenen Banken erstmals <las 
Risiko ihrer Beteiligung an der Konvention 18 bewusst. Es begann zu 
achzen im Gebalk der Bankensolidaritat. Der Beitragsschltissel wurde von 
einzelnen Banken ais ungerecht empfunden. Diese Schwierigkeiten lôsten 
die Revision der Konvention 18 im Jahre 1993 aus. Die neue «Vereinbarung 
über den Einlegerschutz bei zwangsvollstreckungsrechtlicher Liquidation 
einer Banb 22 trat am 1. Juli 1993 in Kraft. Der hangige Fall der Spar- und 
Leihkasse Thun wird allerdings noch nach der alten Konvention 18 abge­
wickelt. 

4. Erhohung und sachliche Ausdehnung des Konkursprivilegs für bestimmle 
Einlagen im Rahmen der SchKG-Revision ais «Nachvollzug» des 
Gesetzgebers (1982-1993) 

Gesetzgebung hat in der Schweiz einen langen Atem. Nach zehn Jahren wird 9 
die Bundesversarnmlung voraussichtlich endlich «nachvollziehen», was die 
Banken 1984 nach ihrer «Vorleistung>> in der Konvention 18 gewünscht ha­
ben. Die Rede ist von der betragsmassigen und sachlichen Ausdehnung des 
Konkursprivilegs für bestimmte Einlagen. Sie wird nach heutigem Fahrplan 
im Sommer 1994 von der Bundesversammlung im Rahmen der Teilrevision 
des Bundesgesetzes über Schuldbetreibung und Konkurs beschlossen werden. 
Über den Zeitpunkt des Inkrafttretens der Anderungen kann noch keine 
Aussage gemacht werden. 

Nach der neuen Bestimmung von Art. 37a des Bankengesetzes23 soli der 
Umfang des Konkursprivilegs ebenfalls auf 30 000 Franken, pro Einleger, 
nicht pro Konto, erhüht werden. Neu werden auch «Lohn-, Renten- und 
Unterhaltskonti» in einer eingeschobenen Konkursklasse privilegiert. Das 
gleiche gilt für alle Spar-, Depositen- und Anlagehefte oder -konti sowie sogar 
für Kassenobligationen. Ausgenommen sind Einlagen von Banken. 

«Die vorgesehene Straffung der Privilegienordnung bildet einen der Kern- 10 
punkte der Revision». Dies wird in der Botschaft zur SchKG-Revision ausge-

20 WINZELER (1994), Fn.11. 
21 Dieser Betrag ware deutlich hôher gewesen, wenn nicht wahrend der Bankenstundung 

gemass Art. 32 Abs. BankG allen Eînlegern 45o/o ihrer Forderungen aus den vorhandenen 
liquidierbaren Aktiven der SL T hi:i.tten bezahlt werden kônnen. Zur Kontroverse um die 
Môglichkeit von Abschlagszahlungen wahrend eîner Nachlassstundung vgl. nachstehend 
Fn.41. 

22 V gl. Anhang 4. 
23 Vgl. Anhang 1 Bst. e. 
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führt". So soli es ausserhalb eines Bankenkonkurses nur noch drei Konkurs­
klassen geben. lm Konkurs einer nicht d~m Bankengesetz unterstellten Ge­
sellschaft bleiben nur noch Pnv1leg1en fur Arbe1tnehmer und Pens1onskas­
sen". Vor diesem Hintergrund muss die Ausnahme für den Bankenbereich 
überraschen. Hier wurden keine Privilegien gestrafft und reduziert, sondem 
im Gegenteil erweitert und erhbht. Der Gesetzgeber befand jedoch den Um­
fang der bestehenden Einlagensicherung (zu Recht) ais ungenügend, war aber 
gleichzeitig nicht bereit, die Schaffung einer anders finanzierten Einlagensi­
cherung bei Banken im Rahmen der SchKG-Revision anzupacken. So be­
gnügte man sich, das bisherige System mitsamt seiner Mange! zu erweitern. 

Ill. Einlegerschutzvereinbarung der schweizerischen Bankiervereinigung 

1. System 

11 Das bereits beschriebene System der früheren Konvention 18 gilt grundsiitz­
lich auch unter der neuen Vereinbarung. Die Teilnahme an der privaten 
Vereinbarung ist für aile Banken nach wie vor freiwillig. Ziel ist die frühzeitige 
Bevorschussung der privilegierten Einleger im Konkurs oder der Nachlassli­
quidation einer Bank. Die Bevorschussung erfolgt gegen Verpfündung der 
privilegierten Forderung durch den Einleger an die Bankiervereinigung. Ein 
Fonds für solche Bevorschussungen wird nach wie vor nicht geliufnet. Prak­
tisch wird sich die Bankiervereinigung die nôtigen Mittel durch Kreditaufnah­
me beschaffen. 

2. Rechtsnatur der Vereinbarung 

12 Die Vereinbarung will ausdrücklich kein echter Vertrag zu Gunsten Dritter 
sein, welcher den Kunden einen klagbaren Anspruch gegen die Bankierverei­
nigung geben würde26. Sogar wenn es hier wesentlich auch um bffentliche 
Interessen geht, handelt es sich bei der Vereinbarung um einen privatrechtli­
chen Vertrag zwischen den unterzeichneten Banken. Diese haben durchaus 
auch ein privates Interesse an der Sache, namlich ihre Refinanzierungsmôg­
lichkeiten zu verbessem und die Stabilitiit des Bankensystems zu sichem. 
Daneben spielen bestimmt auch noch andere Interessen mit. Zu nennen wti­
ren Imagewerbung und, wie oft bei Selbstregulierungen, das Bemühen, eine 
unerwünschte Gesetzgebung zu vermeiden oder so lange wie môglich zu 
verzôgern. Das alles tut nichts zur Sache. Die Vereinbarung bleibt ein privater 
Vertrag unter den Banken. Man kennt eine lihnliche Gemengelage zwischen 

" BBJ !991 lll l27. 
" Art.219 Abs.4 ESchKG. 
26 Ziff. 4 der Erliiuteruogen zur Vereinbarung, Aohang 4. Wie bei der Sorgfaltspflichtverein­

barung (VSB) sind neu auch die Erlauterungen verbindlicher Vertragsinhalt. Die Konven­
tion 18 batte nOch keine solchen Erlâuterungen e.nthalten. Sie wurden im Zusammenhang 
mit der Spar- und Leihkasse Thun von der Bankiervereinigung erarbeitet. Die Übergangs­
bestimmungen der neuen Vereinbarung waren für einen Richter im Falle SLT nicht 
verbindlich. Dies heisst freilich nicht, dass der Richter den darin vorgeschlagenen Ausle­
gungen der Konvention 18 nicht folgen dürfte. 
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offentlichen und privaten Interessen bereits von der Sorgfaltspflichtvereinba­
rung27. Der Vertrag gibt den geschützten Einlegern keine direkten Ansprü­
che. Berechtigt ist nur (aber inunerhin) eine konkursite Unterzeichnerbank 28• 

Für Streitigkeiten sieht die Vereinbarung ein Schiedsverfahren vor. Die Ver­
einbarung verpflichtet die Bankiervereinigung gegenüber der unterzeichne­
ten Bank im Anwendungsfall zur «Bevorschussung» der verpfandeten Forde­
rungen und die anderen unterzeichneten Banken zur Leistung der verspro­
chenen Beitrage an die Bankiervereinigung. Die Einleger einer zusammenge­
brochenen Bank kônnen ihre Interessen nur indirekt im Rahmen ihrer (be­
schrankten) Mitwirkungsmôglichkeiten im Bankenkonkurs und -nachlassver­
fahren verfolgen. 

3. Tragerschaft, freiwillige Teilnahme 

Tragerin der Einlegerschutzvereinbarung ist die Bankiervereinigung als 13 
«Standesorganisatiom> der Banken. Es steht aber jeder Bank, ob Mitglied der 
Bankiervereinigung oder nicht, frei, ob sie mitmachen will. Die EBK übt auch 
keinen entsprechenden Druck aus. Dem Vernehmen nach haben sich aber 
eine grosse Zahl insbesondere der im schweizerischen K.leinkundengeschiift 
tatigen Banken angeschlossen. Sogar die Kantonalbanken machen mit. Dies 
ist nicht selbstverstiindlich. Solange die institutserhaltende Staatsgarantie für 
Kantonalbanken besteht, kônnen namlich deren Einleger gar nicht in die 
Lage kommen, von der Vereinbarung zu profitieren. 

4. Gedeckte Einlagen nnd Umfang der Deckung 

Bezüglich sachlichem Umfang und Hi:ihe der gedeckten Einlagen verweist die 14 
Vereinbarung auf die vorne dargestellte Neuregelung der Konkursprivilegien 
im Bankenkonkurs29• Nach der neuen Vereinbarung werden Einlagen bevor­
schusst, wenn und soweit sie nach dem revidierten Bankengesetz privilegiert 
sein werden. Bis zum Inkrafttreten des revidierten Bankengesetzes, welches 
kaum vor Anfang 1995 zu erwarten ist, bleibt es bei der Regelung der Konven­
tion 18. Aufgrund zweier unscheinbarer Bestinunungen im Verordnungsrecht 
des Bundes30 gelten nach altem und neuem Recht auch Forderungen von 
Stiftungen gegenüber Banken im Rahmen der «dritten Saule» und der Anlage 
von Freizügigkeitsgeldern der beruflichen Vorsorge 31 als privilegierte Spar­
einlage jedes einzelnen Vorsorgenehmers. Die Vereinbarung schützt theore­
tisch auch Einlagen in fremden Wiihrungen, jedoch nur solche bei schweizeri­
schen Geschiiftsstellen der Banken. 

Die Obergrenze von 30000 Franken gilt pro Einleger und nicht pro Konto 32 • 15 
Gemeinschaftliche Forderungen sind zur Ermittlung des allenfalls zu bevor­
schussenden Betrages unter die Berechtigten aufzuteilen"- Nicht als Glaubi-

21 Vgl. BOE 109 Ib 146. 
2s Unechter Vertrag zugunsten Dritter, Art.112 Abs. 1 OR. 
29 Vgl. vome im Text Rz. 9. 
30 Vgl.Anhang1,Bst.cundd. 
31 V gl. Anhang 1, Bst. d. 
32 Vgl. Ziff. 5 der Erlauterungen zur Vereinbarung, Anhang 4. 
33 Vgl. Zîff. 7 der Erlâuterungen zur Vereinbarung, Anhang 4. 
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ger gilt der «wirtschaftlich Berechtigte» im Sinne der Sorgfaltspflichtvereinba­
rung34. Hat ein Einleger zugleich Schulden bei der Bank, so sind diese anzu­
rechnen. Eine Bevorschussung erhtilt er nur, wenn seine Einlagen seine Schul­
den übersteigen 35. Darin liegt nach der Vereinbarung jedoch keine Verrech­
nung im Sinne des Obligationenrechts36• 

5. Auslôsendes Ereignis 

16 Ausgelôst wird die Zahlungspflicht der Bankiervereinigung durch die rechts­
kraftige Konkurseroffnung oder die rechtskraftige Gewahrung einer Nach­
lassstundung über eine Unterzeichnerbank. In einem Akt von Barmherzigkeit 
und zur Vorsorge gegen Imageschiiden sah die Konvention 18 noch die Môg­
lichkeit vor, auch die Einleger nicht teilnehmender Banken zu bevorschussen. 
Dazu kam es nie37 , und die neue Vereinbarung steht auf soliderem Boden: 
Will eine Bank nicht zahlen, kônnen ihre Einleger keinen Vorschuss durch die 
Bankiervereinigung erhalten. 

17 Das ausschliessliche Anknüpfen der Vereinbarung an Bankenkonkurs oder 
-nachlassstundung ist rechtlich in zweifacher Weise unlogisch. Nach ihrem 
Titel will die Vereinbarung die Bankeinleger bei einer «zwangsvollstreckungs­
rechtlichen Liquidation» schützen. Nun bedeutet die Gewlihrung der Nach­
lassstundung theoretisch noch nicht die Liquidation. Rechtlich môglich bleibt 
auch eine Sanierung der Bank mittels Prozent- oder Stundungsvergleich. Um­
gekehrt folgt nach einem Enlzug einer Bankbewilligung durch die EBK nach 
dem Bankengesetz zwingend die Liquidation einerBank38 • So batte man auch 
den Bewilligungsentzug als ausl6sendes Ereignis akzeptieren müssen. 

18 Praktisch sind diese Punkte freilich von geringerer Bedeutung. Unter norma­
len wirtschaftlichen Umstanden ist eine Sanierung einer Bank auf Kosten 
ihrer Glaubiger kaum denkbar. So gesehen ist die Nachlassstundung praktisch 
immer der Anfang einer Liquidation, nicht einer Sanierung39• Umgekehrt 
braucht die Vereinbarung nicht angewendet zu werden, wenn die EBK einer 
nicht überschuldeten Bank die Bewilligung entzieht. Eine überschuldete 
Bank, der die Bewilligung entzogen wird, braucht hingegen unverzüglich 
Betreibungsschutz, sei es durch eine Nachlass- oder eine Bankenstundung 40. 

34 Vgl. Ziff. 10 der Er!auterungen zur Vereinbarung, Anhang 4. In diesem Punkt bemerkens­
werterweise anders der Entwurf der EG-Kommission zu einer EG-Richtlinie über Einla­
gensicherungssysteme, Artikel 5 Ziff. 3. 

35 Vgl. Ziff. 15 der Er!auterungen zur Vereinbarung, Anhang 4. 
36 Vgl. Ziff.16 der ErH.iuterungen zur Vereinbarung, Anhang 4. Nach der Verpf3ndung der 

~bevorschussten» Forderung durch den Einleger an die Bankiervereinigung kann wohl nur 
noch dîese, nicht mehr jener die verpfandete Forderung im Umfang der Verpf3ndung mit 
einer Gegenforderung der konkursiten Bank gegenüber dem Einleger verrechnen: ÛFflN­
GER/BAR, Zürcher Kommentar, N 41 zu Art. 906 ZGB. 

31 Vgl. W1NZELER (1994), Fn. 24. 
38 Art.23quinquies Abs.2 BankG. 
39 Auf die verschiedenen offenen Fragen des Banksanierungs- und Liquidationsrechts kann 

an dieser Stelle nicht eingegangen werden. 
4(] Art. 29 ff. BankG. Auf die Kontroverse über BGE / 1711183, welcher eine Bankenstundung 

nach einem Bewilligungsentzug mit automatischer Zwangsliquidation erlaubt, kann hier 
nicht eingegangen werden, s. letztmals BENNO LUTZ, Sanîerung und Liquidation von 
Ban ken in derSchweiz~Rückblick undAusblick, in: FS Beat Kleiner, Zürich 1993,S. 256 ff. 
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Jedenfalls die Bankenstundung erlaubt aber rasche Abschlagszahlungen aus 
der vorhandenen Liquidationsmasse 41

• Dies ist für die Einleger wertvoller als 
die frühe Auslôsung des administrativ aufwendigen Einlegerschutzes. 

6. Verpfândung der Forderungen der Einleger 

Die geschützten Einleger erhalten ihren «Vorschuss» von der Bankiervereini- 19 
gung nur ausbezahlt, wenn sie die vom Konkursprivileg geschützte Tranche 
ihrer Forderung gegen die konkursite Bank der Bankiervereinigung verpfan­
den42. Wo ein Pfand ist, musses auch eine pfandgesicherte Forderung geben. 
Dabei kann es sich nur um die «Bevorschussungen» durch die Bankiervereini­
gung an die Einleger handeln, welche also grundsiitzlich rückzahlbare Darle-
hen wiiren. Die Bankiervereinigung geht aber (zu Recht) nicht so weit vorzu­
sehen, ihre Bevorschussung beim Einleger wieder zurückzuverlangen, falls sie 
wider Erwarten mit ihren privilegierten Forderungen im Konkurs der Bank 
nicht vol! befriedigt würde 43 . Die pfandgesicherte Hauptforderung würde 
mithin gar nicht eingetrieben. Dies wiederum ware aber nach normalen Re­
geln 44 notig, um sich aus dem Brios des Pfandes bezahlt machen zu konnen. 
Um auch dieses Problem zu überbrücken, haben die Einleger die Bankierver­
einigung zusammen mit der Verpfandung mit dem Inkasso ihrer Forderung zu 
beauftragen 45, d. h. ihr die freihiindige Pfandverwertung zu erlauben. 

Warum ail dieser juristische Scharfsinn? Warum genügte nicht ein normaler 20 
Kauf der Einlegerforderungen im Sinne einer Zession, mit welcher das Kon­
kursprivileg als Vorzugsrecht überginge? 46 Das Ganze versteht nur, wer den 
alten Entscheid des Bundesgerichts BOE 65 III 123 aus dem Jahre 1939 kennt. 
Dort hat das Bundesgericht offengelassen, ob ein privilegiertes Sparguthaben 
privilegiert bleibt, wenn der Zessionar ( also hier die Bankiervereinigung) 
bereits privilegierter Sparglaubiger der Bank ist. Verneint man die Frage, 
kônnte die Bankiervereinigung nur ein einziges Konkursprivileg im Umfang 
von heute 10 000 Franken beanspruchen. Mit ihrer Restforderung sasse sie im 
selben Boot mit den Kurrantgliiubigern. Um ihren Kopf un ter diesem richter­
lichen Damoklesschwert wegzuziehen, sind die Banken zu dieser komplizier-
ten Losung gelangt. 

Meines Erachtens war der juristische Angstschweiss nicht gerechtfertigt. Es 21 
besteht kein Anlass, einem Zessionar die kumulative Geltendmachung von 
Konkursprivilegien zu verweigern. Dies gilt zumal dann, wenn dieser wie die 
Bankiervereinigung die privilegierten Einlagen ohne jede Spekulationsab-

41 Persônlich stimme ich der Auffassung von LUTZ (a.a.O., S. 258, Fn. 16) zu, es sei rechtlich 
môglich, gleichmàssige Abschlagszahlungen an aile G!aubiger unter Einhaltung einer 
Sicherheitsmarge schon w3.hrend der Nachlassstundung zu leisten, wodurch der Umweg 
über die Bankenstundung überflüssig würde. Dies bedlngt aber einen Richter, der diese 
Verantwortung übemimmt. 

42 Forderungsverpfandung i. S. von Art. 899 ZGB. 
43 Die Vereinbarung behalt einen Rückgriff auf die Einleger nur bei «nicht oder unvollstandig 

erfolgter Kollokation» vor, Art. 7 Ziff. 5. Sonst wird sienach WINZELER (1994), Fn. 34, wohl 
darauf verzichten. 

44 Art.891 ZGB. 
45 Art. 4 der Vereinbarung, Anhang 4. 
46 Art.170 Abs.1 OR. 
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· ht mitvollem Risiko und gegen voile Entschadigung des Zedenten üher-
51~t. Das Einlegerprivileg ist kein untrennbar mit einem bestimmten Einle­
:er verbundenes Recht im Sinne von Art.170 Abs.1 OR. 

7. Finanzierung 

22 Wie bereits die Konvention 18 verzichtet die neue Vereinbarung darauf, 
vorsorgliche Beitrage von den teilnehmenden Banken zur Aufnung eines 
Fonds zu erheben. Wie in verschiedenen anderen Staaten 47 müssen die 
Banken erst im Anwendungsfall zahlen. Dabei zahlt jede Bank einen 
Grundbeitrag in Abhangigkeit ihres Bruttoertrages48 aber maximal 200000 
Franken. Erst wenn dies nicht genügt, haben die Banken einen variablen 
Beitrag zu entrichten. Bei dessen Berechnung wird berücksichtigt, wie viele 
potentiel! von der Vereinbarung geschützten Einlagen die einzelne Bank im 
Verhaltnis zu allen Unterzeichnerbanken besitzt49. Wie im Falle der SLT 
bereits praktiziert, erlaubt die neue Vereinbarung eine Vorfinanzierung der 
Auszahlungen an die Einleger durch Kreditaufnahme bei potenten Banken. 
Dies ist hüchst vernünftig, wirkt systemstabilisierend und hilft administrative 
Kosten sparen. 

8. Notfallklausel und Systemgrenze 

23 Im Falle einer allgemeinen Bankenkrise kann der Hilfsmechanismus, statt 
bestenfalls das System zu stabilisieren, gerade das Gegenteil bewirken. Dies 
trafe dann zu, wenn einzelne ebenfalls wackelige Banken durch die zu zahlen­
den Beitrage in den Ruin getrieben würden. Um dies zu verhindem, sieht die 
neue Vereinbarung sogar eine doppelte Sicherung vor. Zum einen wird eine 
Obergrenze des Systems vorgesehen. Sind «Vorschüsse» von mehr als einer 
Milliarde Franken ausbezahlt und noch nicht aus den Konkursen zurückge­
flossen, wird das System suspendiert50• Darüber hinaus und unabhangig von 
dieser Systemgrenze kann der Verwaltungsrat der Bankiervereinigung gewis­
sermassen die Notbremse ziehen. Er kann die Vereînbarung aufheben, wenn 
«Anzahl oder Grosse der in Nachlassstundung bzw. Konkurs geratenen Un­
terzeichnerbanken geeignet>> sind, «die Überschuldung weiterer Banken zu 
bewirken»51 • Immerhin sollen bereits hangige Falle erledigt werden. 

24 Diese Regeln verglichen Kritiker bereits mit dem Regenschirm, welcher bei 
starkem Regen zugeklappt wird. Ich ziehe den Vergleich mit der Feuerwehr 
vor, welche sich bei einem übenni:issigen Feuer darauf beschri:inkt, dessen 
weitere Ausbreitung zu verhindern. Tatsachlich bat jedes private Einleger­
schutzsystem Obergrenzen, ob sie èiffentlich eingestanden werden oder nicht. 
Fraglich ist nur, ob diejenigen der schweizerischen Vereinbarung in Umfang 

47 Vgl. die Übersicht bei ZIMMERMANN/BARBROCK, S. 282 f. 
48 Nach WINZELER (1994), Fn. 29: Zinsen- und Kommissionensaldo und aile andern Ertrlige 

oh ne « Verschiedenes». 
49 Für Einzelheiten: Art. 3 Zîff. 2 der Vereinbarung sowie WJNZELER (1994), Ziff. 111/4. 
50 Art. 6 der Vereinbarung, Anhang 4. 
51 Art. 8 Ziff. 3 der Vereinbarung, Anhang 4. 

90 



oder Ausgestaltung sachgerecht sind. Zur Hohe der Systemgrenze kann ich 
mich nicht aussern 52. Mit einer Milliarde kônnten immerhin gut ein Dutzend 
mal ein Betrag wie im Falle SLT bezahlt werden. Fraglich ist aber insbesonde­
re das Nebeneinander der Bremsen. Entweder ist das Bankensystem in der 
Lage, Einlagen bis zu einer Milliarde zu bevorschussen. Dann braucht es 
unterhalb dieser Grenze keine Notfallklausel, welche die stipulierte System­
grenze unglaubwürdig mach!. Oder es hiilt sich nicht dazu in der Lage, dann 
hiitte die Notfallklausel genügt. Jedenfalls wird es aus Imagegründen schwer­
fallen, die Notfallklausel anzurufen, denn gerade dies würde in hëchstem 
Masse destabilisierend wirken. 

IV. Einlegerschutz iu der Europiiischen Union 

lm Oktober 1993 hat der Ministerrat der Europaischen Union nach langem 25 
Ringen einen Entwurf zu einer Richtlinie liber Einlagesicherungssysteme zu 
Handen der 2. Lesung im Europiiischen Parlament verabschiedet. Hier der 
wesentliche Inhalt53 : 

- In jedem Mitgliedstaat müssen ab 1. Januar 1995 grundsiitzlich aile Banken 
einem Einlagesicherungssystem angeschlossen sein. Dieses kann auch insti­
tutserhaltenden Charakter haben (z.B. Staatsgarantie). 

- Der Schutz muss nach einer 5jahrigen Übergangszeit aile Einlagen im 
Umfang bis mindestens 20 000 ECU oder rund 36 000 Schweizer Franken 
pro Einleger umfassen. Vorher liegt der Mindestbetrag bei 15 000 ECU. 
Geschützt sind Einlagen in jeder Wiihrung bei allen Zweigniederlassungen 
in der EG. Die Mitgliedstaaten konnen einen Selbstbehalt für die Einleger 
von hochstens 10 % vorsehen. Vom Schutz sind nachrangige Einlagen und 
Einlagen von Banken ausgenommen. Andere Einlagen kônnen ausgenom­
men werden. Interessant ist die mügliche Ausnahme von Einlagen, für die 
individuelle Vorzugsbedingungen vereinbart wurden, welche zur Ver­
schlechterung der finanziellen Situation der Bank beigetragen hatten. 

- Die Auszahlung an die Einleger muss innert 3 aber maximal innert 6 Mona­
ten nach dem Zeitpunkt erfolgen, an dem über die fiillige Einlage aus 
irgendwelchem Grund nicht mehr verfügt werden konnte. 

- Alle Einleger müssen in leicht verstiindlicher Forrn über die anwendbare 
Einlagensicherung inforrniert werden. 

Wesentlich ist auch, was in der EG-Richtlinie nicht geregelt wurde. So konnen 26 
Triiger der Systeme weiterhin Private oder eine staatliche Behërde sein. Auch 
über die wichtige Frage der Finanzierung schweigt sich die EG-Richtlinie aus. 
Garantiefonds mit regelmfissigen zum voraus erhobenen Beitragen, aber auch 
nachtragliche Beitrage im Bedarfsfall sind moglich. Kein Wort wird über die 
wichtige Frage verloren, nach welchen Kriterien die Pramien zu bemessen 
sind. Sogar eine Unterstützung des Einlagesicherungssystems durch den Staal 

s2 ZIMMERMANN/BARBROCK, S. 285, Fn. 46, zitieren eine Untersuchung von BARBROCK, 

wonach auch nach bisheriger Regelung die Gefahr einer Kettenreaktion ais Folge der 
Umlage unbedeutend war. 

53 Zu den internationalen Aspekten, vgl. ÜÉRARD HERTIG, vomeS. 63ff., insbesondere 67ff. 
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wurde nicht ausgeschlossen, obschon dadurch «zwangslaufig gegen die Vor­
schriften des EWG-Vertrags über die staatlichen Beihilfen verstossen wird» 54. 

27 Auch ein System, welches wie das schweizerische auf der Abtretung einer 
konkursprivilegierten Forderung an das Sicherungssystem beruht, verstiesse 
nicht gegen die EG-Richtlinie. Allerdings besteht gemass intemen Untersu­
chungen der EG-Kommission in keinem einzigen EG-Staat ein derartiger 
Mechanismus. 

V. Probleme des nachtraglichen Einlegersclmtzes in der Schweiz 

1. Kostenverteilung 55 

28 Es ist eine Binsenwahrheit. Ein Konkursvorrecht gibt den davon Privilegier­
ten, was es den Unprivilegierten nimmt. Diese Gliiubiger ohne Vorrecht bei 
der Zwangsliq uidation einer Bank tragen fast die gesamten Kosten des Einle­
gerschutzes. Den bevorschussenden Banken bleiben lediglich Zins- und Ab­
wicklungskosten. Realistischerweise wird ntimlich kaum eine Bank derart 
überschuldet sein, dass auch die privilegierten Einleger nicht vol! befriedigt 
werden künnen. Nun kann es nicht darum gehen, im Sinne der Theorie der 
tiefen Taschen die Kosten einfach deshalb auf die anderen Banken zu verla­
gern, weil sie sich dies vermutungsweise leisten künnen. Dies braucht durch­
aus nicht immer zuzutreffen. Es geht vielmehr um eine sachgerechte Lasten­
verteilung, welche die unmittelbaren Kosten denjenigen auferlegt, welche 
insgesamt <las grüsste Eigeninteresse an der Stabilitiit des Bankensystems 
haben. Dies sind jedoch die am Bankensystem beteiligten Banken. 

29 Die den Konkursprivilegien zu Grunde liegenden Wertungen sind zudem 
durchaus nicht über jeden Zweifel erhaben. So kann der Zusammenbruch 
einer Bank einen Gewerbetreibenden mit ungeschütztem Kontokorrent 
durchaus hiirter treffen ais einen Sparer. Dabei kann der Gewerbetreibende 
nicht einfach auf ein privilegiertes Konto ausweichen, wie wiederholt behaup­
tet wurde 56. Er ist für sein Geschtift auf ein Kontokorrent bei einer Bank 
angewiesen und kônnte hüchstens auf die Post ausweichen, was auch nicht 
unbedingt im Sinne der Banken ware. Auch kônnen derartige Einleger die 
Bonitiit einer Bank keineswegs notwendigerweise besser beurteilen als die 
vielzitierten Witwen und Waisen mit Sparheften. Schliesslich hat sich seit der 
Einführung des Sparprivilegs das staatliche Zwangssparen gewaltig entwik­
kelt, was eher gegen das generelle Schutzbedürfnis für private Banksparer auf 
Kosten anderer privater Einleger spricht. Ein letzter Grund gegen ein Kon­
kursprivileg bei Bankkonkursen bilden die verfahrensmiissigen Vereinfachun­
gen, welche sich dadurch bei Bankliquidationen erzielen liessen 57. 

54 Vorschlagder Europaischen Kommissîon vom 4. 6. 1993, KOM (92) endg.,S. 9 der Begrün­
dung. 

55 Vgl. dazu meine Ausführungen in der NZZ vom 30.6.1993 und die Entgegnungen von 
WINZELER (1993). 

50 WINZELER (1993), (1994) Ziff. ll/4. 
s7 So würden sofortige, gleichmiissige Abschlagszahlungen vie! unproblematischer, vgl. vorne 

Fn. 41. 
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2. Schwierige Feststellung der geschützten Einlagen 

Bereits nach geltendem Recht ist es schwierig, die geschützten Forderungen 30 
festzustellen. Zum einen war zumindest im Fall SLT das Rechnungswesen nur 
mit Mühe in der Lage, die konsolidierten Verpflichtungen der Bank pro 
Einleger festzustellen. Aufwendig war es auch, die geschützten Lohn- und 
Rentenkonti zu ermitteln. Anders als bei Sparkonti fehlt namlich ein ausseres 
Kennzeichen. Es muss vielmehr der Nachweis regelmiissiger Überweisungen 
von Lôhnen oder Renten erbracht werden. Gemeinschaftskonti müssen zuge­
teilt, die anzurechnenden Schulden ermittelt werden. Nach neuem Recht 
werden si ch diese Schwierigkeiten noch erhôhen 58• Aus all diesen Gründen ist 
es auch nicht môglich, anhand einer Bankbilanz zu ersehen, in welchem 
Umfang privilegierte Einlagen bestehen. Abzulesen ist einzig die Summe aller 
theoretisch privilegierbaren Einlagen, welche regelmassig zu hoch sein wird 59• 

3. Langer Zeitraum bis zur Auszahlung 

Aus den genannten Gründen ist fraglich, ob bei der SLT eine «Bevorschus- 31 
sung» durch die Bankiervereinigung früher batte erfolgen kônnen, wenn die 
Nachlassstundung unmittelbar nach der Schliessung der Bank ausgesprochen 
worden ware. Nicht nur die (zum Glück) fehlende Erfahrung aller Beteiligten 
mit der Einlegerschutzkonvention war dafür wohl verantwortlich. Ursache 
waren neben den erwahnten Schwierigkeiten der Ermittlung der geschützten 
Forderungen die Probleme des Rechnungswesens. Eine Verzôgerung der 
Auszahlungen ist aber auch in einem nachsten Fall, der sich hoffentlich nie 
ereignen wird, nicht mit Sicherheit auszuschliessen. 

VI. Fazit und Alternativen 

Gesamthaft gesehen kann man den nachtraglichen schweizerischen Einleger- 32 
schutz kaum tiberschwenglich beurteilen. Die Einleger ohne Konkursprivileg 
bezahlen seine Kosten mittels «Einmalpràmie» in Form einer geringeren 
Konkurs- oder Nachlassdividende. Für sie erweist sich der Einlegerschutz 
tatsiichlich als Fata-Morgana, welche im entscheidenden Moment entschwin­
det60. 

Wie kônnten Alternativen aussehen? Die Banken wollen die ungeliebte Krô- 33 
te eines weitergehenden Einlegerschutzes nicht auf Vorrat, sondern erst 
schlucken, wenn dies politisch unvermeidlich wird61 • Stattdessen ware es mog­
licherweise klug, sich schon jetzt über Lôsungen Gedanken zu machen, für die 

58 Dies gilt insbesondere wegen des Einbezugs der Kassenobligationen, welche vielfach auf 
den Inhaber lauten, vg!. Art. 37a Abs. 3 EBankG, Anhang 1 Bst. e. 

59 Nach geltendem Recht Bilanzposition 2.5 «Spareinlagen». 
oo Kritisch auch mit zum Teil iihnlicher Begründung die Beurteilung von ZIMMERMANN/BAR­

BROCK, S. 287, welche die Existenzberechtigung der bestehenden schweizerischen Einla­
gensicherung in Frage stellen. Das Gleiche tun sie allerdings auch mit dem eng!ischen und 
amerikanischen System (S. 290, 293). 

61 WINZELER (1994), Ziff. JV/3. 
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zum Teil schon Vorschlage bestehen 62• Zur Diskussion gestellt seien folgende, 
in jeder Beziehung vorliiufige Thesen: 

1 Jeder nachtraglicher Einlegerschutz muss auf einer wirksamen und rasch 
eingreifenden prliventiven Bankenaufsicht beruhen. 

2 Der bestehende Einlegerschutz ist zusammen mit dem Bankensanie­
rungs- und -liquidationsrecht zu überprüfen. 

3 Die Ziele des Einlegerschutzes sind zu kliiren: Wieviel Systemstabilisie­
rung kann mit vernünftigen Kosten und ohne unertrligliche falsche An­
reize erreicht werden. 

4 Das Konkursprivileg für bestimmte Einlegerkategorien ist aufzuheben 
und der Schutz auf aile Einleger vorbehaltlich genauer, wenn môglich 
nach Produkten definierter, Ausnahmen auszudehnen. 

5 Die Teilnahme an der Einlagensicherung ist für aile Banken ohne Staats­
garantie obligatorisch zu erkliiren. 

6 Es braucht keine neuen staatlichen Einrichtungen. Die ôffentliche Hand 
beteiligt sich nicht an der Einlagensicherung. 

7 Dem Einleger kônnen und sollen nicht aile Risiken abgenommen wer­
den. Es ist deshalb zumindest eine Obergrenze im bisherigen Rahmen 
und eventuell ein Selbstbehalt vorzusehen. 

8 Die Finanzierung der Einlagensicherung erfolgt zur Systemstabilisierung 
zum Teil über einen Sicherungsfonds, zum Teil über Beitrage der Banken 
im Anwendungsfall. 

9 Die regelmassig zu entrichtenden Pra.mien werden zum Teil risikoabhan­
gig berechnet, zum Beispiel nach dem Verhliltnis zwischen vorhandenen 
und erforderlichen eigenen Mitteln. Je geringer dieses Verhliltnis, desto 
hôher die zahlenden Pramien. Banken ohne gesicherte Einlagen zahlen 
nur einen Mindestbeitrag. 

10 Die Einlagensicherung soli die geschützten Einlagen innert drei Monaten 
nach Schliessung der Bank auszahlen, sofern eine Auszahlung nicht aus 
den Mitteln der geschlossenen Bank erfolgen kann. Bilanzrecht und 
Rechnungswesen sind entsprechend anzupassen. 

62 Vgl. schon weitgehend die Vorschlage der (nîcht nur aus Vertretem der Bankenkommis­
sion zusammengesetzten) Studiengruppe zur Überprüfung des Bankengesetzes, Anhang 2. 
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Anhang 1 

Schweizerische Gesetze und Verordnungen 

a) Bundesgesetz über die Banken und Sparkassen vom 8. November 1934 
(BankG, SR 952.0), Art. 15 und 16. 

b) Verordnung über die Banken und Sparkassen vom 17.Mai 1972 (BankV, 
SR 952.02), Art. 31 und 32. 

c) Verordnung über die steuerliche Abzugsberechtigung für Beitrage an aner­
kannte Vorsorgeformen vom 13.11.1985 (BVV 3), Art.5 Abs. 2. 

d) Verordnung über die Erhaltung des Vorsorgeschutzes und die Freizügig­
keit vom 12.11.1986, Art.10 Abs. 2. 

e) Entwurfzum Bundesgesetz über die Banken und Sparkassen, Revision der 
Art.15, 16, 22, 23q""tec, 37a, 37b, im Rahmen der SchKG-Revision (BBI 
1991III1, insbesondere 136ff.), Stand November 1993 vor der Differenz­
bereinigung der Rate. 

a) Bundesgesetz über die Banken und Sparkassen vom 8. November 1934 
(BankG, SR 952.0), Art.15 und 16 

Siebenter Abschnitt: Spareinlagen 

Art.15 

1 Einlagen, die in irgendeiner Wortverbindung durch den Ausdruck ~<Sparen» 
gekennzeichnet sind, dürfen nur entgegengenommen werden von Banken, die 
ôffentlich Rechnung ablegen. Finanzgesellschaften und alle andern Unter­
nehmen sind zur Entgegennahme von Spareinlagen nicht berechtigt und dür­
fen weder in der Firma noch in der Bezeichnung des Geschaftszweckes noch 
in Geschaftsreklamen den Ausdruck «Sparen» mit Bezug auf die bei ihnen 
gemachten Geldeinlagen verwenden. 
2 Die Spareinlagen jedes Einlegers geniessen bis zum Betrag von 5000 Fran­
ken ein Konkursvorrecht in der dritten Klasse. Soweit Spareinlagen diesen 
Betrag übersteigen, sind sie bis zu weiteren 5000 Franken in der vierten 
Klasse privilegiert. Sind mehrere Personen an einem Sparheft beteiligt, so 
gelten sie zusammen als einziger Einleger. 
3 Absatz 2 findet nicht Anwendung auf Spareinlagen, für die ein Kanton 
haftet. 

Art.16 

1 Die Kantone sind befugt, für Spareinlagen im Sinne von Artikel 15 Absatz 1, 
die auf Rechnung einer in ihrem Gebiet errichteten Bankstelle einbezahlt 
werden, an Wertpapieren und Forderungen der betreffenden Bankstelle bis 
zum Betrage von 5000 Franken ein gesetzliches Pfandrecht zu schaffen, das 
von den Formvorschriften des Schweizerischen Zivilgesetzbuches über das 
Fahrnispfandrecht befreit ist. 
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2 Kantone, die ein solches Pfandrecht schaffen, haben die Pfandgegenstande 
in einer die Rechte Dritter hinreichend wahrenden Weise klar abzugrenzen 
sowie Vorschriften über die ais Deckung zulassigen Werte und die Aufbe­
wahrung der Deckung aufzustellen. 
' Kantonale Bestimmungen nach den Absiitzen 1 und 2 dürfen nur im Wege 
der Gesetzgebung erlassen werden und bedürfen zu ihrer Gültigkeit der 
Genehmigung des Bundesrates. 
4 Hat ein Kanton ein gesetzliches Pfandrecht geschaffen, so ist im Konkurs­
faile der Erlos aus der Pfandverwertung auf den durch das Konkursvorrecht 
nach Artikel 15 Absatz 2 geschützten Betrag anzurechnen. 

b) Verordnung über die Banken und Sparkassen vom 17.Mai 1972 
(Bank V, SR 952.02), Art. 31und32. 

JO Spareinlagen 

Art.31 

1 Banken, die sowohl Spareinlagen ais auch Depositen und iihnliche Einlagen 
entgegennehmen, haben an ihrem Schalter und in ihrer Geschaftswerbung 
den Zinsfuss für die Spareinlagen gesondert anzugeben. 
2 Auf den Schuldurkunden, die für Spareinlagen ohne Kantonsgarantie aus­
gestellt werden, kann vorgemerkt werden, dass diese Einlagen ein gestaffel­
tes Konkursvorrecht nach Artikel 15 des Gesetzes geniessen. 

Art.32 

1 Die Kantone konnen ein gesetzliches Pfandrecht nach Artikel 16 des Geset­
zes nur bis zu 5000 Franken für jeden Einleger schaffen; sind mehrere Perso­
nen an eînem Sparheft beteiligt, so gelten sie zusammen als einziger Einleger. 
2 Ais Bankstelle im Sinne von Artikel 16 des Gestzes gilt jede Niederlas­
sung, für die eine eigene Buchhaltung geführt wird. 

c) Verordnung über die steuerliche Abzugsberechtigung für Beitriige 
an anerkannte Vorsorgeformen vom 13.11.1985 (BVV 3, SR 831.461.3), 
Art. 5 Abs. 2. 

Anlagevorschriften 

Art.5 

1 Die Gelder der gebundenen Vorsorgevereinbarung dürfen nur bei oder 
durch Vermittlung einer dem Bankengesetz unterstellten Bank angelegt wer­
den. 
2 Anlagen, welche die Bankstiftung in eigenem Namen bei einer Bank 
mach!, gelten ais Spareinlagen jedes einzelnen Vorsorgenehmers im Sinne 
des Bankengesetzes. 
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d) Verordnung über die Erhaltung des Vorsorgesclmtzes und die Freizügig­
keit vom 12.11.1986 (SR 831.425), Art.10 Abs. 2. 

Anlagevorschriften für Stiftungen 

Art.10 

1 Die Gelder der Freizügigkeitskonten sind nach Artikel 71 Absatz 1 BVG 
und den Artikel 49-60 der Verordnung vom 18. April 1984 über die berufliche 
Allers-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge (BVV 2) und nur bei oder 
durch Vermittlung einer dem Bundesgesetz über die Banken und Sparkassen 
(Bankengesetz) unterstellten Bank anzulegen. 
2 Gelder, die eine Stiftung im eigenen Namen bei einer Bank anlegt, gelten 
ais Spareinlagen jedes einzelnen Vorsorgenehmers im Sinne des Bankenge­
setzes. 

e) Entwurf zum Bundesgesetz über die Banken und Sparkassen, Revision 
der Art.15, 16, 22, 23G""", 37a, 37b, im Rabmen der SchKG-Revision 
(BBI 1991III1, insbesondere 136ff.), Stand November 1993 vor der 
Differenzbereinigung der Riite). 

aa) Gesetzestext 

Aulltebung und Andemng anderer Erlasse 

17.Bundesgesetz über Banken und Sparkassen 

Siebenter Abschnitt: Spareinlagen und Depotwerte 

Art. 15 Abs. 2 und 3 

Aufgehoben 

Art.16 1 

Ais Depotwerte darf die Bank folgende Werte bezeichnen: 

1. bewegliche Sachen und Effekten der Depotkunden; 

2. bewegliche Sachen, Effekten und Forderungen, über die die Bank für 
Rechnung der Depotkunden fiduziarisch verfügt; 

Die Neufassung von Art. 16 und Art. 37b BankG geht (ebenfalls) zurück auf eine Anre­
gung der Schweizerischen Bankvereinigung und soli die Aussonderungsfü.higkeit von 
Vermôgenswerten von Depotkunden im Konkurs der Bank sicherstellen. Nach Art. 16 
Abs. 3 EBankG kônnen auch nicht dingliche Ansprüche ausgesondert werden. Durch 
die Fremdvermutung von Art. 37b Abs. 2 EBankG soli das Retentîonsrecht eines Dritt­
verwahrers (Art. 895 Abs. 3 EBankG) ausgeschlossen werden. 
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3. frei verfügbare Lieferansprüche der Bank gegenüber Dritten aus Kassage­
schiiften, abgelaufenen Termingeschiiften, Deckungsgeschliften oder Emis­
sionen für Rechnung der Depotkunden. 

Art, 22 Abs, 2 und 23'""'" Abs. 3 

Aufgehoben 

Art.37a (neu) 

1 Im Konkurs und im Nachlassvertrag mit Vermôgensabtretung werden die 
Forderungen der Glaubiger unter Vorbehalt der nachfolgenden besonderen 
Bestimmungen nach Artikel 219 des Bundesgesetzes über Schuldbetreibung 
und Konkurs kolloziert. 
2 Folgende Forderungen werden jedoch bis zum Hôchstbetrag von 30000 
Franken je Gliiubiger einer besonderen Klasse zwischen der zweiten und der 
dritten Klasse zugewiesen: 

1. Forderungen aus Konten, auf die regelmassig Erwerbseinkommen, Renten 
oder Pensionen von Arbeitnehmem oder familienrechtliche Unterhalts­
und Unterstützungsbeitrage überwiesen werden; 

2. Forderungen aus Spar-, Depositen- oder Anlageheften oder -konten oder 
aus Kassenobligationen, mit Ausnahme der Einlagen von anderen Banken; 

3 Handelt es sich dabei um Tite!, die auf den Inhaber lauten, gilt Absatz 2 
nur, soweit sie nachweislich zum Zeitpunkt des Schalterschlusses schon im 
Besitz des betreffenden Gliiubigers waren; 
4 Steht eine Forderung mehreren Personen zu, so kann das Privileg nur 
einmal geltend gemacht werden. 

Art.37h 2 

1 Depotwerte gemass Artikel 16 werden im Konkurs der Bank nicht zur Kon­
kursmasse gezogen, sondern unter Vorbehalt samtlicher Ansprüche der Bank 
gegenüber dem Deponenten zu dessen Gunsten abgesondert. 
2 Ist die konkursite Bank selber Deponentin bei einem Dritten, werden die 
Depotwerte ais Bestiinde ihrer Depotkunden vermutet und gemass Absatz 1 
abgesondert. 
3 Die Konkursverwaltung der Bank muss deren Depotverpflichtungen ge­
genüber einem Drittverwalter sowie Verpflichtungen aus Geschaften gemiiss 
Artikel 16 Ziffer 3 erfüllen. 

2 Vgl. Anmerkung zu Art. 16 EBankG. 
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bb) Botschaft (BB/ 1991JII136/) 

206.27 Rangordnung der Gfaubiger 

(S.136) 
Heute geniessen nach Buchstabe b der dritten Klasse die Spareinlagen 

jedes Einlegers bis zum Betrag von 5000 Franken ein Konkursvorrecht. So­
weit sie diesen Betrag übersteigen, sind sie bis zu weiteren 5000 Franken in 
Buchstabe b der vierten Klasse privilegiert. Das geltende Recht beschriinkt 
dieses Konkursprivileg auf Einlagen, welche in irgendeiner Wortverbindung 
durch den Ausdruck «Sparen» gekennzeichnet sind (vgl. Art. 15 Abs. 2 und 3 
BankG). 

lm Hinblick auf die in der Totalrevision des Bankengesetzes vorgesehene 
obligatorische Einlagenversicherung wurde im Vorentwurf SchKG auf das 
Sparprivileg verzichtet (vgl. dazu auch den Vorentwurf und die dazugehürigen 
Erliiuterungen der Studiengruppe zur Überprüfung des Bankengesetzes vom 
August 1982). Die Streichung dieses Vorrechts wurde im Vernehmlassungs­
verfahren, wohl auch wegen der geplanten Einlagenversicherung, nicht bean­
standet. Un ter dem Eindruck der Vernehmlassungsergebnisse zur Totalrevi­
sion des Bankengesetzes wurde nun aber beschlossen, auf die obligatorische 
Einlagenversicherung zu verzichten. Wohl kann eine wirksame Bankenauf­
sicht in der Regel verhindern, dass privilegierte Glaubiger im Konkurs einer 
Bank leer ausgehen. Bei den in den Jahren 1971-1979 erfolgten Bankzusam­
menbrüchen handelte es sich zudem ausnahmslos um Institute, die keine 
Spareinlagen entgegennahmen. Dies darf aber nicht etwa zum Schluss verlei­
ten, es würde nie eine Bank zwangsliquidiert, die auch Kleinsparer zu ihren 
Kunden zahlt. Aus diesen Gründen soli das Sparprivileg beibehalten werden. 

Mit der Neuordnung der Privilegien von Artikel 219 beabsichtigt der Ent­
wurf, aile Konkursvorrechte abschliessend im SchKG zu regeln. Damit soli 
verhindert werden, dass die gestraffte Privilegienordnung mit anderen Bun­
desgesetzen 

(S.137) 
wieder unterlaufen wird. Für das Sparprivileg wird eine Ausnahme ge­

macht, da bei weit über 3000 Konkurseroffnungen pro Jahr kaumje eine Bank 
betroffen sein dürfte und im Bankenkonkurs ohnehin die besonderen Verfah­
rensbestimmungen des Bankengesetzes zur Anwendung kommen. Das Spar­
privileg wird neu ais Artikel 37a in das Bankengesetz (im Abschnitt über das 
Konkurs- und Nachlassverfahren) aufgenommen. Die Absatze 2 und 3 von 
Artikel 15 BankG werden in der Folge aufgehoben (s. Ziff.17 des Anhanges 
zum Entwurf). Die Buchstaben b der heutigen dritten und vierten Klasse von 
Artikel 219 Absatz 4 SchKG entfallen damit. 

Nach dem neuen Artikel 37a Absatz 2 BankG geniessen die Forderungen 
der Kleinsparer ein Konkursvorrecht in einer besonderen Klasse zwischen der 
zweiten und der dritten Klasse. Im Bankenkonkurs wird also eine besondere 
privilegierte Klasse eingeschoben. Diese Behandlung der Kleinsparer recht­
fertigt sich aus verschiedenen Gründen. Eine Gleichstellung der Kleinsparer 
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mit den Gliiubigem der dritten Klasse und damit der Verzicht auf jegliche 
Privilegierung scheint aus sozialen Gründen ausgeschlossen. Dies nicht nur, 
weil der Kleinsparer von jedem Verlus! wesentlich hiirter betroffen ist als 
beispielsweise ein Grossinvestor, sondern auch deshalb, weil er im Gegensatz 
zu grosseren und grossen Bankkunden in der Regel nicht in der Lage ist, die 
Zahlungsunfühigkeit und das Geschiiftsgebaren seiner Bank zu beurteilen. 
Eine Privilegierung in derersten oderzweiten Klasse ginge hingegen mit Blick 
auf das geltende Recht, welches Forderungen der Kleinsparer erst in der 
dritten und vierten Klasse berücksichtigt, zu weit. lm Konkurs einer Bank 
sollen sich demnach die folgenden Glaubigerkategorien gegenüberstehen: 
- Arbeitsnehmer der Bank ( erste Klasse ); 
- Sparer ( eingeschobene «zweite Klasse» ); 
- übrige Gliiubiger. 

Die Konvention XVIII der Schweizerischen Bankiervereinigung «betref­
fend Auszahlung von Spareinlagen und Gehaltskontoguthaben bei Zwangsli­
quidation einer Bank» vom 1. Mai 1984 garantiert die Bevorschussung von 
Spareinlagen und Ge Idem auf Gehaltskonten bis zu 30 000 Franken. Die 
Bevorschussung erfolgt gegen Abtretung der Forderungen der Sparer an die 
vorschiessenden Banken bzw. Schweizerische Bankiervereinigung. Das be­
deutet, dass mit siimtlichen Nebenrechten auch das Konkursprivileg zu Lasten 
der Kurrentgliiubiger übergeht. 

(S.138) 
Dennoch erscheint uns der Betrag des Privilegs von 30 000 Franken pro 

Gliiubiger als angemessen. Diese Erhohung gegenüber dem heutigen Privileg 
(5000 Fr. in der dritten Klasse und weitere 5000 Fr. in der vierten Klasse) liisst 
sich mit der Geldentwertung seit der Einführung des Privilegs rechtfertigen. 
Denn das Sparprivileg der dritten Klasse stammt aus dem Jahre 1934, dasjeni­
ge der vierten Klasse aus dem jahr 1971 und die seit 1934 eingetretene Teue­
rung betriigt rund 500 Prozent. 

Privilegiert werden neu die Forderungen jedes Gliiubigers aus Konten, auf 
die regelmassig Erwerbseinkommen, Renten oder Pensionen von Arbeitneh­
mern oder familienrechtliche Unterhalt- und Unterstützungsbeitriige über­
wiesen werden (Art. 37a Abs. 2 Ziff.1 BankG), sowie Forderungen aus Spar-, 
Depositen-, Anlageheften oder -konten und aus Kassenobligationen, mit Aus­
nahme der Einlagen von anderen Banken (Art. 37a Abs. 2 Ziff. 2 BankG). 
Diese Ausdehnung driingt sich im Hinblick auf die wirtschaftlichen Verhalt­
nisse auf. Die Auszahlung der Lohne erfolgt immer seltener in bar. Die auf 
den Lohnkonten deponierten Gelder dienen je liinger je mehr zur Deckung 
der laufenden Bedürfnisse des Kontoinhabers beziehungsweise seiner Fami­
lie. Dasselbe gilt für Konten, auf welche AHV- und andere Renten sowie 
Pensionen überwiesen werden. Sodann hat sich der Ausdruck «Sparen» ais zu 
eng erwiesen. Einlagen dieser Art werden immer weniger auf Sparhefte oder 
-konten einbezahlt. Dieser Tatsache wird mit der neuen Forrnulierung Rech­
nung getragen. Wie bisher sind die Einlagen anderer Banken von der Privile­
gierung ausgenommen (s. Ziff.17 des Anhangs zum Entwurf). 
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Anhang2 

Vorentwurf der Studiengruppe zur Überprüfung des Bankengesetzes vom 
August 1982, Bern EDMZ, Art. 30-32 

4. Kapitel: Einlegerschutz 

Art. 30 Grundsatz 

1 Die Bank muss die Einlagen versichem, die sie auf Spar-, Depositen- und 
Anlageheften oder -konten sowie Gehaltskonten oder gegen Kassenobligatio­
nen entgegennimmt. Ausgenommen sind Einlagen von andern Banken. 
2 Die Versicherung kann durch Versicherungsgesellschaften, durch eine mit 
Rechtspersonlichkeit ausgestattete Selbsthilfeorganisation der Banken oder 
durch eine Verbindung dieser Trager erfolgen. Der Bundesrat kann weitere 
Selbsthilfeorganisationen bewilligen, sofern der Versicherungszweck da­
durch nicht gefahrdet wird. 
3 Eine solche Selbsthilfeorganisation der Banken wird ausschliesslich von 
der Bankenkommission beaufsichtigt. Diese genehmigt den Pramientarif 
und die Ordnung der Nachschusspflicht der angeschlossenen Banken. 

Art. 31 Versicherungsanspruch und Rückgriffsrecht 

' Die Einlagen eines einzelnen Glaubigers sind insgesamt bis zu 70 000 Fran­
ken versichert. Für Einlagen über 20000 Franken tragt der Glaubiger einen 
steigenden Selbstbehalt. 
2 Der Versicherungsanspruch des Glaubigers wird drei Monate nach der 
Konkurseri:iffnung oder der Gewahrung der Nachlassstundung füllig. 
3 Haftet für die Verbindlichkeiten einer Bank ein Gemeinwesen, so kann es 
im Umfang seiner Zahlungen die Versicherungsleistungen beanspruchen. 
Der Anspruch wird füllig, sobald es Garantieleistungen erbracht hat. 
4 Der Versicherer tritt im Umfange seiner Leistungen in die Ansprüche des 
Glaubigers oder des Gemeinwesens gegenüber der Bank ein. 

Art. 32 Weitere Bestimmungen 

'Der Bundesrat kann den Versicherungsschutz aufweitere, ahnliche Einlagen 
ausdehnen und die Pflicht der Selbsthilfeorganisation zur Aufnahme von 
Banken regeln. 
2 Im übrigen ordnet der Bundesrat die Einzelheiten der Versicherung, insbe­
sondere: 

a. die Voraussetzungen, unter denen die in Inhaberpapieren verurkundeten 
Ansprüche versichert sind; 
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b. die Anpassung der Versicherungssurnrne und des Selbstbehaltes an wesent­
lich veranderte Verhaltnisse; 

c. Vorkehren, damit eine Versicherung nicht missbriiuchlich in Anspruch ge­
nommen wird. 
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Anhang3 

(Unpublizierter) Entwurf des Eidg. Finanzdepartementes vom November 
1984 zu einer Teilrevision des Bankengesetzes 

Siebenter Abschnitt: Spareinlagen und Einlegerschutz 

1 Der Bundesrat kann die Versicherungspflicht für Bankeinlagen oder ahnli­
che Vorschriften zu ihrem Schutz einführen, wenn die Banken selbst keine 
ausreichenden Vorkehren treffen. 
2 Die Versicherungspflicht kann aile Einlagen umfassen, welche die Banken 
auf Spar-, Depositen- und Anlageheften oder -konten sowie Gehaltskonten 
oder gegen Kassenobligationen entgegennehmen. Ausgenommen sind Ein­
lagen von andem Banken. 
3 Die Versicherung kann durch Selbsthilfeorganisationen der Banken, durch 
Versicherungsgesellschaften oder durch eine Verbindung dieser Trager erfol­
gen. 
4 Die Einlagen eines einzelnen Glàubigers werden bis zu einem bestimmten 
Hôchstbetrag versichert. Der Bundesrat kann einen Selbstbehalt für jeden 
Glliubiger festsetzen. 
5 Der Bundesrat regelt die Flilligkeit des Versicherungsanspruchs sowie den 
Eintritt des Versicherers in die Rechte des Glaubigers, dem er Leistungen 
erbracht bat. 
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Anhang4 

Vereinbarung der Schweizerischen Bankiervereînigung «über den Einleger­
schutz bei zwangsvollstreckungsrechtlicher Liquidation einer Bank» vom 
1.Juli 1993 

lngress 

lm Bestreben, bei zwangsvollstreckungsrechtlichen Verfahren (Nachlassstun­
dung oder Konkurs) über eine andere Unterzeichnerbank die Bevorschus­
sung der zwangsvollstreckungsrechtlich privilegierten Kundenforderungen zu 
gewahrleisten, 
vereinbaren 

die unterzeichneten Banken, was folgt. 

Artikel 1: Anwendungsfall 

Bei Nachlassstundung oder Konkurs einer Unterzeichnerbank stellen die an­
deren Unterzeichnerbanken Gelder bereit, damit die Schweizerische Bankier­
vereinigung auf Rechnung der Unterzeichnerbanken die zwangsvollstrek­
kungsrechtlich privilegierten Kundenforderungen bevorschussen kann. 
1. Die zur Leistung von Vorschüssen allenfalls nôtigen Mittel kônnen schon vor Eintritt 
des Anwendungsfalls dieser Vereinbarung bereitgestellt werden (vgl. nachstehend 
Art. 3 Ziff. 1 Bst. b ). 

2. Indessen erfolgt eine Bevorschussung gemass dieser Vereinbarung nur und erst, 
wenn die Nachlassstundung bzw. die Konkurserôffnung vom zustiindigen Gericht ange­
ordnet wurde und durch kein Rechtsmittel mehr angefochten werden kann. 

3. Nicht zur Anwendung dieser Vereinbarung führt insbesondere ein bewilligungsent­
zug, ein Falligkeitsaufschub oder eine Stundung nach Bankengesetz (BaG). 

Artikel 2: Leistungen 

1. Bevorschusst im Sinne dieser Vereinbarung werden Kundenforderungen 
bei schweizerischen Geschaftsstellen, die im zwangsvollstreckungsrechtli­
chen Verfahren über die Bank ein Privileg geniessen. 

2. Eine Bevorschussung erfolgt nur, soweit die Summe der Forderungen eines 
Kunden seine Schulden bei der Bank übersteigt. 

A. Begünstigte Kunden 

4. Die durch Vorschüsse im Rahmen dieser Vereinbarung begünstigten Kunden haben 
keinen selbstandigen, klagbaren Anspruch gegen die Bankiervereinigung nach Art.112 
Abs. 2 des Obligationenrechts (OR). 

5. Hat ein einzelner Kunde mehrere privilegierte Forderungen, die alle auf seinen 
Namen lauten, so erstreckt sich die Bevorschussung nach dieser Vereinbarung grund-
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satzlich auf alle, ist aber durch den Hôchstbetrag des zwangsvollstreckungsrechtlichen 
Privilegs begrenzt. Kônnen ihm deshalb nicht aile Forderungen ausbezahlt werden, so 
legt die Bankiervereinigung fest, welche zu welchen Betragen bevorschusst und ver­
pfiindet werden sollen. 

6. Aus der Buchhaltung der Bank und dem Verpfi.indungsformular muss klar hervorge­
hen, welche Forderungen zu welchen Betragen von der Bevorschussung und Verpfan­
dung erfasst sind. 

7. Gemeinschaftliche Forderungen sind zur Ermittlung des allenfalls zu bevorschussen­
den Betrags unter die Berechtigten aufzuteilen. Dabei ist wîe folgt vorzugehen. Haben 
mehrere Personen sowohl zusammen eine gemeinschaftliche ais auch daneben jeweils 
noch persônliche Forderungen, so begründet die gemeinschaftliche Forderung keine 
zusatzliche Glaubigerstellung und somit keine zusatzliche Bevorschussung. Doch ist für 
die Ermittlung des auszahlbaren Betrags an den einzelnen Glàubiger auch die gemein­
schaftliche Forderung einzubeziehen, soweit sie ebenfalls ein zwangsvollstreckungs­
rechtliches Privileg geniesst. Die Auszahlung an die einzelnen Glaubiger zulasten ihrer 
persônlichen Forderungen kann sich, wenn damit nicht schon der zu bevorschussende 
Betrag des zwangsvollstreckungsrechtli-chen Privilegs pro Glaubiger erreicht ist, aus 
der gemeinschaftlichen Forderung bis zu diesem Betrag erhôhen; dabei sind die Glau­
biger der gemeinschaftlichen Forderung untereinander gleich zu behande!n. Erhàlt ein 
Mitglaubiger weniger ais seinen vollen Anteil an der gemeinschaftlichen Forderung 
bevorschusst, weil er aufgrund seiner persônlichen Forderung schon vorher an den 
Hôchstbetrag stôsst, so kommt der ihm nicht auszahlbare «Anteil» an der gemein­
schaftlichen Forderung jenen übrigen Mitglaubigern zu, die nicht oder spater an den 
Hôchstbetrag stossen. 

8. Hatte ausser dem Kunden auch sein Erblasser nach dieser Vereinbarung zu bevor­
schussende Forderungen, so gilt dessen Nachlass, wenn er noch unverteilt ist, ais 
zusatzlicher GJaubiger. Es erhalten dann unabhangig voneinander sowohl der Kunde 
ais auch der Nachlass seines Erblassers je eine Bevorschussung bis zum Hôchstbetrag 
des zwangsvollstreckungsrechtlichen Privilegs. 

9. Wenn ein Kunde für sein minderjahriges Kind und auf dessen Namen Forderungen 
begründet oder erworben hat, gilt jedes Kind ais besonderer Glaubiger. Das gilt nicht, 
wenn der Kunde solche Forderungen zwar für sein Kind erôffnet bzw. erworben hat, 
aber auf seinen eigenen Namen führen Iasst. 

10. Nicht ais Glaubiger gilt der wirtschaftlich Berechtigte («beneficial owner»), wie er 
z. B. aus dem vom Kunden ausgefüllten Formular A gemass Vereinbarung über die 
Standesregeln zur Sorgfaltspflicht der Banken (VSB) von 1992 hervorgeht. Eine Be­
vorschussung erhalt einzig der Kunde und Vertragspartner der Bank. V gl. aber nachste­
hend Ziff. 12. 

B. Zu bevorschussende Forderungen 

11. Für die Umschreibung der zu bevorschussenden Forderungen ist auf das Schuldbe­
treibungs- und Konkursgesetz (SchKG), das BaG sowie die Rechtsprechung zu diesen 
Gesetzen abzustellen. 

12. Gebundene, d. h. bedingte oder befristete Forderungen, die erst zu einem spiiteren 
Zeitpunkt auszahlbar sind, gelten, sofern und soweit sie ein zwangsvollstreckungsrecht­
liches Privileg im Sinne von Art. 2 geniessen (z. B. nach Art.10 Abs. 2 der Verordnung 
vom 12. November 1986 über die Erhaltung des Vorsorgeschutzes und die Freizügigkeit 
sowie Art. 5 Abs. 2 der Verordnung vom 13. November 1985 über die steuerliche Ab­
zugsberechtigung für Beitrage an anerkannte Vorsorgefonnen), nach dieser Vereinba­
rung auch ais bevorschussbar. Die Bevorschussung der entsprechenden Forderungen 
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bis zum HOchstbetrag des zwangsvollstreckungsrechtlichen Privilegs erfolgt allerdings 
nicht durch Barauszahlung, sondern zu gegebenen Bedingungen durch Gutschrift bei 
einer anderen Bank. 

13. Vorschüsse im Rahmen dieser Vereinbarung werden nur für Forderungen bei 
schweizerischen Geschaftsstellen einer Unterzeichnerbank geleistet, also nicht für For­
derungen bei ihren Geschiiftsstellen im Ausland. 

14. Der Verwaltungsrat der Bankiervereinigung kann Ausführungsbestimmungen zur 
naheren Umschreibung der durch diese Vereinbarung geschützten Forderungsarten 
erlassen. Er hait sich dabei an die Rechtsprechung der Gerichte zum SchKG und zum 
BaG. 

C. Anrechnung von Schu/den 

15. Hat ein Kunde Schulden beî der Bank, so sind sie (einschliesslich Even­
tualverpflichtungen) unabh3.ngig von ihrer Falligkeit an die Summe seiner Forderun­
gen (einschliesslich Eventualguthaben und zwangsvollstreckungsrechtlich unprivile­
gierte Forderungen) anzurechnen. Nur wenn diese Anrechnung einen positiven Saldo 
ergibt, erhalt der Kunde un ter dieser Vereinbarung einen Vorschuss. 

16. Diese Berechnung dient lediglich der Bemessung des Umfangs der Bevorschussung 
nach dieser Vereinbarung und stellt insbesondere keine Verrechnung gemass 
Art. 120 ff. OR dar. 

17. Sind mehrere Kunden der Bank ais Solidarschuldner gemeinsam verpflichtet, so 
werden sie im Rahmen dieser Berechnung untereinander gleich behandelt (Aufteilung 
nach Kôpfen). 

Artikel 3: Beitrage der Unlerzeichnerbanken 

1. a) Die Schweizerische Bankiervereinigung berechnet und erhebt nach Ein­
tritt eines Konventionsfalles die von den Unterzeichnerbanken zu erbrin­
genden Beitrage (Grundbeitrage und variable Beitrage ). 
b) Sie kann zur Vorlinanzierung der Vorschüsse im voraus auf Rechnung 
der Unterzeichnerbanken zu marktüblichen Bedingungen einen Kredit 
aufnehmen. Wlihrend der Laufzeit dieses Kredits kann die Erhebung der 
Beitrage von den Unterzeichnerbanken aufgeschoben werden. 

2. a) Der von der einzelnen Bank geschuldete Beitrag setzt sich aus einem 
festen Grundbeitrag und einem variablen Beitrag zusammen. 

b) Grundbeitrag 

aa) Der Grundbeitrag der einzelnen Unterzeichnerbank betragt Fr. 250.­
je Fr. 1 Mio. Bruttoertrag, htichstens aber Fr. 200000.-. Unterzeichnerban­
ken, deren Bruttoertrag weniger ais Fr. 2 Mio. betragt, schulden keinen 
Grundbeitrag. 

bb) Belaufen sich die zu bevorschussenden Forderungen auf weniger ais 
Fr. 10 Mio., wird der Grundbeitrag gleichmassig für aile Banken so weit 
herabgesetzt, dass er insgesamt nur dreissig Prozent der zu leistenden 
Vorschüsse ausmacht. 

106 



cc) Die Unterzeichnerbanken ermachtigen die Schweizerische Bankierver­
einigung, bei der Schweizerischen Nationalbank die zur Berechnung der 
individuellen Grundbeitrage notwendigen Angaben einzuholen. 

dd) Die Bankiervereinigung kann Gruppenverbande oder Drille mit der 
Berechnung und Einforderung der Grundbeitrage beauftragen. Kommt 
eine solche Beauftragung nicht zustande, besorgt die Bankiervereinigung 
diese Berechnung und Einforderung selbst. 

c) Variabler Beitrag 

aa) Der variable Beitrag der einzelnen Unterzeichnerbank entspricht pro­
zentual dem Anteil der bei ihr bestehenden zwangsvollstreckungsrechtlich 
privilegierbaren Kundenforderungen am Total der entsprechenden Forde­
rungen bei allen Unterzeichnerbanken. 

bb) Massgebend sind die jüngsten verfügbaren, der Schweizerischen Natio­
nalbank vor der Konkurseroffnung oder Nachlassstundung eingereichten 
Zahlen. Die Zahlen der betroffenen Bank werden nicht berücksichtigt. 

cc) Die Unterzeichnerbanken ermachtigen die Schweizerische Bankierver­
einigung, bei der Schweizerischen Nationalbank die zur Berechnung der 
individuellen variablen Beitrage notwendigen Angaben einzuholen. 

dd) Die Bankiervereinigung kann Gruppenverbande oder Dritte mit der 
Berechnung und Einforderung der variablen Beitrage beauftragen. 
Kommt eine solche Beauftragung nicht zustande, besorgt die Bankierver­
einigung diese Berechnung und Einforderung selbst. 

ee) Der Ausschuss des Verwaltungsrates der Schweizerischen Bankierver­
einigung ist ermachtigt, für einzelne Arten oder Gruppen von Banken 
Abweichungen von Art. 3 Ziff. 2 Bst. c, aa hievor zu beschliessen. Ein sol­
cher Beschluss bedarf der Einstimmigkeit aller bei Beschlussfassung anwe­
senden Mitglieder des Ausschusses. Dasselbe gilt für die spatere Anderung 
oder Aufhebung einer derartigen Sonderregelung. 

3. Unterzeichnerbanken, gegen die keine zwangsvollstreckungsrechtlich pri­
vilegierten Kundenforderungen bestehen, schulden ausschliesslich den 
Grundbeitrag. 

4. Unterzeichnerbanken, die nach Publikation des Konkurses bzw. der Nach­
lassstundung einer Unterzeichnerbank und vor der letzten Abrechnung 
über die deren Glaubigern geleisteten Vorschüsse (Art. 7 Ziff. 4) selber in 
Konkurs oder Nachlassstundung geraten, sind ab diesem Zeitpunkt von 
weiteren Verpflichtungen aus dieser Vereinbarung gegenüber der erstge­
nannten Bank befreit. Diese Verpflichtungen wachsen anteilsweise den 
übrigen Unterzeichnerbanken an. 

5. Die Unterzeichnerbanken sind durch diese Vereinbarung zu keinen Lei-
stungen über die in Art. 3 festgelegten hinaus verpflichtet. 

18. Die Aufnahme eines Kredits nach Art. 3 Ziff. 1 Est. b ist ausschliesslich zur Finan­
zierung der in dieser Vereinbarung vorgesehenen ~eistungen (Art. 2) und der damit 
verbundenen Kosten zulassig. 

19. Vorliegende Vereinbarung ist keine einfache Gesellschaft gemass Art.530ff. OR. 
Daher sind die Unterzeichnerbanken aus ihr zu keinen Leistungen über die hier festge­
legten Beitriige hinaus verpflichtet. 
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Artikel 4: Meldung und Verpfiindung der Forderungen 

!. Die Scbweizerische Bankiervereinigung farder! nacb erfolgter Publikation 
des Konkurses bzw. der Nachlassstundung die Gliiubiger von zwangsvoll­
streckungsrechtlich privilegierten Kundenforderungen auf, ibr diese For­
derungen im zu bevorschussenden Umfang zu verpfiinden. 

2. Eie Verpfandung bat sich auf privilegierte Forderungen zu beziehen, eine 
unwiderruflicbe Ermiicbtigung zum Inkasso dieser Forderungen einzu­
schliessen sowie innert der von der Schweizerischen Bankiervereinigung 
bekanntgegebenen Frist und mit dem von ihr zur Verfiigung gestellten 
Formular zu erfolgen. Versplitet angemeldete, nicht recbtsgültig oder zu 
spiit verpfandete Forderungen werden nicht bevorschusst. Vorbehalten 
bleiben Hartefalle. 

3. Die Scbweizerische Bankiervereinigung bat die erfolgte Verpfiindung samt 
Ermiicbtigung zum Inkasso der Konkursverwaltung bzw. dem Sachwalter 
der betroffenen Bank anzuzeigen (Art. 906 Abs. 2 ZGB). 

20. Die Aufforderung an die betroffenen Glaubiger, sich bei der Bankiervereinigung zu 
melden, erfolgt durch deren Geschaftsstelle in geeigneter Form (z. B. Jnserate, indivi~ 
du elle Briefe ). 

21. U nter Inkasso ist die freihii.ndige Pfandverwertung durch die Bankiervereinigung zu 
verstehen. 

Arlikel 5: Vorgehen 

!. Die Scbweizerische Bankiervereinigung regelt die Modalitiiten der Ver­
pfiindung und Bevorschussung in Absprache mit der Konkursverwaltung 
bzw. dem Sachwalter. 

2. Bevorscbusst werden die im Sinne von Art. 4 Ziff. 2 fristgerecht verpfiinde­
ten Forderungen die von der Konkursverwaltung bzw. dem Sacbwalter 
bestiitigt wurden. 

Artikel 6: Leistungsgrenze 

!. Die aufgrund dieser Vereinbarung geleisteten, ausstebenden Vorschüsse 
der Unterzeichnerbanken dürfen, obne Verzinsung, zu keinem Zeitpunkt 
gesamtbaft die Summe von Fr.1 Mrd. iibersteigen. 

2. Nacb recbtskraftiger Beendigung einer Liquidation ais verloren ausgewie­
sene Vorscbüsse gelten nicbt mebr ais ausstehend im vorgenannten Sinn. 

Arlikel 7: Abrechnungen 

!. a) Die erste Abrecbnung mit den Unterzeichnerbanken findet jeweils nacb 
erfolgter Auszahlung der Vorscbüsse statt. Dabei werden nicbt beniitzte 
Beitrage den Banken zurückerstattet. 

108 



b) Wurde zur Vorfinanzierung ein Kredit aufgenommen und die Erbebung 
der Beitrage der Banken aufgeschoben (vom Art. 3 Ziff. l Bst. b), ist auch 
die erste Abrechnung entsprechend aufzuschieben. 

2. lm Rahmen des Verfahrens über die betroffene Bank erfolgende Auszah­
lungen an die Glaubiger (z. B. Abschlagszahlungen bei einer Liquidation) 
sind von der Schweizerischen Bankiervereinigung innert nützlicher Frist 
den Unterzeichnerbanken zukommen zu lassen. 

3. Rückerstattungen an die Unterzeichnerbanken erfolgen nach dem Schlüs­
sel gemass Art. 3 Ziff. 2. 

4. Die letzte Abrechnung erfolgt nach Abschluss der Liquidation. Der auf die 
bevorschussten und verpfandeten Guthaben entfallende Erlos wird an die 
Unterzeichnerbanken im Verhaltnis ihrer geleisteten Beitrage verteilt 
(Art. 3 Ziff. 2). 

5. Die Schweizerische Bankiervereinigung behalt sich gegenüber den Kun­
den var, bei nicht oder unvollstandig erfolgter Kollokation Rückgriff zu 
nehmen. 

22. Die Verpflichtung der Kunden, die einen Vorschuss erhalten, diesen bei nicht oder 
nur unvollstandig erfolgter Kollokation zurückzuzahlen, ist in den Text des vom Kun­
den zu unterzeichnenden Verpfandungsformulars aufzunehmen. 

Artikel 8: Kündigung bzw. Aulbebung der Vereinbamng 

1. Diese Vereinbarung kann von jeder Unterzeichnerbank auf Ende eines 
Kalenderjahres, unter Einhaltung einer zwolfmonatigen Kündigungsfrist, 
mit schriftlicher Anzeige an die Geschaftsstelle der Schweizerischen Ban­
kiervereinigung gekündigt werden. 

2. Die Schweizerische Bankiervereinigung orientiert unverzliglich samtliche 
Unterzeichnerbanken über erfolgte Kündigungen. Diese haben alsdann 
das Recht, sich binnen dreier Monate einer solchen Kündigung ohne Be­
achtung einer Kündigungsfrist anzuschliessen. 

3. Ist Anzahl oder Grosse der in Nachlassstundung bzw. Konkurs geratenen 
Unterzeichnerbanken geeignet, die Überschuldung weiterer Unterzeich­
nerbanken zu bewirken, so kaon der Verwaltungsrat der Schweizerischen 
Bankiervereinigung diese Vereinbarung mit sofortiger Wirkung aufheben. 
Zum Zeitpunkt der Aufhebung bereits eingetretene Falle im Sinn von 
Art. 1 werden aufgrund der Vereinbarung behandelt. 

Artikel 9: Schiedsgericht 

1. Die Unterzeichnerbanken und die Schweizerische Bankiervereinigung 
sind bei Meinungsverschiedenheiten aus oder im Zusammenhang mit die~ 
ser Vereinbarung, einschliesslich solche über ihr gültiges Zustandekom­
men, ihre Abanderung odcr ihre Auflosung, ihre Auslegung oder Anwen­
dung gehalten, Gerichtsverfahren zu vermeiden und einvemehmliche Lo­
sungen anzustreben. 
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2. a) Lasst sich ein Gerichtsverfahren über eine solche Meinungsverschieden­
heit gleichwohl nicht vermeiden, ist es vor einem Schiedsgericht mit Sitz in 
Basel durchzuführen und endgültig zu entscheiden. 

b) Die einander gegenüberstebenden Parteien ernennen je einen Schieds­
richter, welche ihrerseits den Obmann des Schiedsgerichts emennen. Sind 
an einem Verfahren mehrere Unterzeichnerbanken beteiligt, emennen sie 
ihren Schiedsrichter gemeinsam durch einstimmigen Beschluss. Falls eine 
Partei ihren Schiedsrichter nicht innert 30 Tagen seit Erhalt der schriftli­
chen Mitteilung der anderen Partei betreffend die Einleitung des Verfah­
rens emannt bat, oder wenn sich die beiden Scbiedsrichter nicht innert 
ebenfalls 30 Tagen auf einen Obmann geeinigt baben, wird das Appella­
tionsgericbt des Kantons Basel-Stadt die Emennung auf Verlangen einer 
Partei vornehmen. Kann ein Schiedsrichter sein Arnt aus irgendwelchen 
Gründen nicht ausüben, muss die Partei, die ibn ernannt bat, nach demsel­
ben Verfahren innert 30 Tagen einen Nachfolger emennen; dasselbe gilt 
für den Obmann. 

c) Bei Ersetzung eines Schiedsrichters oder des Obmanns bleiben Prozess­
handlungen, bei denen der Vorganger rnitgewirkt bat, weiterhin gültig. 

d) Un ter Vorbehalt gegenteiliger zwingender Vorschriften des Konkordats 
über die Scbiedsgerichtsbarkeit und der Zivilprozessordnung des Kantons 
Basel-Stadt gelten deren Bestimmungen nur, soweit die Parteien bzw., 
wenn diese auf ihr diesbezügliches Recht verzichtet baben, das Scbiedsge­
richt keine andere Verfahrensregelung trifft. 

e) Das Schiedsgericht ist zur Verschwiegenheit verpflichtet. 

Artikel 10: lnkrafttreten 

Diese Vereinbarung tritt am l.Juli 1993 in Kraft. Zum gleichen Zeitpunkt 
tritt die Konvention XVIII der Schweizerischen Bankiervereinigung betref­
fend die Auszahlung von Spareinlagen und Gehaltskontoguthaben bei 
Zwangsliquidation einer Bank ausser Kraft. Wabrend der Geltungszeit der 
Konvention XVIII eingetretene Anwendungsfalle sind nacb deren Regelung 
abzuwickeln. 

Übergangsbestimmungen 

1. Bis zum lnkrafttreten der laufenden Revision von SchKG und BaG gelten hinsicht­
lich der Arten der zu bevorschussenden Forderungen übergangsweise noch Art.1-2 der 
bisherigen Konvention XVIII.Solange werden im Anwendungsfall nach wie vor über 
das zwangsvollstreckungsrechtliche Konkursprivileg Ge Fr. 5000.- in der dritten und 
vierten Klasse) hinaus bis zum Hôchstbetrag von Fr. 30000.- pro Gtaubiger bevor­
schusst: 
- Spareinlagen «im Sinne von Artikel 15 Absatz 1 des Bundesgesetzes über die Ban­

ken und Sparkassen vom 8. November 1934.» 
- Lohn- und Rentenkonti, also «Konti von Arbeitnehmern, auf die ihr Arbeitgeber 

regelmiissig das Gehalt überweist, sowie Konti, auf die von der zustiindigen auszah-

110 



lenden Stelle regelmassig Renten und Pensionen im Rahmen der Eidgenossischen 
Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung (AHV/IV) und des Bundesge­
setzes über die berufliche Vorsorge (BVG) überwiesen werden.» 

2. lm Hinblick auf die spatere Kollokation ist jene Tranche der Forderungen des 
Glaubigers an die Bankiervereinigung zu verpflinden, der auch das maximale Konkurs­
bzw. Nachlassprivileg zukommt (die «ersten» Fr. 30000.-); das Privileg geht ais Neben­
recht auf die Bankiervereinigung über. 

3. Hat ein einzelner Kun de mehrere Spar-, Lohn- oder Rentenkonti, die aile auf sein en 
Namen lauten, so erstreckt sich die Bevorschussung grundsatzlich auf aile, ist aber 
durch den Plafond von Fr. 30 000.- begrenzt. Wenn ihm deshalb nicht aile Forderungen 
ausbezahlt werden konnen, bezieht sich im Hinblick auf die Verpflindung des entspre­
chenden Betrags an die Bankiervereinigung die Auszahlung auf jene Konti, die im 
Kollokationsplan privilegiert sein werden, zuerst auf jene der dritten, dann auf jene der 
vierten Klasse (Art.219 SchKG). Aus der Buchhaltung der Bank und dem Verpflin­
dungsformular muss klar hervorgehen, welche Teilbetrage von der Verpfandung und 
Bevorschussung erfasst sind. 

4. Haben mehrere Kunden sowohl zusammen eine gemeinschaftliche Forderung ais 
auch daneben jeweils noch personliche Forderungen, so begründet die gemeinschaftli­
che Forderung keine zusatzliche Glaubigerstellung und somit keine zusatzliche Bevor­
schussung. Doch ist für die Ermittlung des zu bevorschussenden Betrags an den einzel­
nen Glaubiger auch die gemeinschaftliche Forderung einzubeziehen. Dabei sind die 
verschiedenen Forderungen (einschliesslich der gemeinschaftlichen) untereinander so 
zu behandeln, dass nach erfolgter Verpflindung ein moglichst hoher Anteil in der 
dritten und vierten Konkursk lasse für die Bankiervereinigung verwertet werden kann: 
Die Bevorschussung an den einzelnen Glaubiger aufgrund personlicher Sparforderun­
gen kann sich, wenn damit nicht schon der Hochstbetrag von Fr. 30000.- erreicht ist, 
aus der gemeinschaftlichen Forderung (sofern sie ein Sparkonto ist) bis zu diesem 
Betrag erhohen; dabei sind die Glaubiger der gemeinschaftlichen Forderung unterein­
ander gleich zu behandeln. Erhalt ein Glliubiger weniger ais seinen vollen Anteil an der 
gemeinschaftlichen Forderung, weil er aufgrund einer personlichen Sparforderung 
schon vorher an den Hochstbetrag stosst, so kommt der ihm nicht auszahlbare «Sparan­
teil» an der gemeinschaftlichen Forderung jenen übrigen Mitglaubigern zu, die nicht 
oder spater an den Hochstbetrag stossen. Erst wenn dieser Hochstbetrag von 
Fr. 30 000.- pro Mitinhaber durch die Sparforderungen nicht erreicht wird, sind andere, 
unter die Konvention XVIII fallende Forderungen in der Reihenfolge ihrer Privilegie­
rung (zuerst jene in der dritten, dann jene in der vierten, schliesslich jene in der fünften 
Klasse) einzubeziehen. 

5. Bis die Revision von SchKG bzw. BaG in Kraft getreten und die rasche Greifbarkeit 
der erforderlichen Daten sichergestellt ist (z. B. Ober die elektronisch verarbeitbare 
Statistik der Nationalbank, vgl. Art. 3 Ziff. 2 Bst. c, cc-dd), wird für die Umlage der 
geleisteten Vorschüsse auf die Unterzeichnerbanken beim varia bien Beitrag (Art. 3 
Ziff. 2 Bst. c, aa) übergangsweise noch auf den Anteil der Spar- und Depositenforderun­
gen bei der Bank an diesen Forderungen bei den Unterzeichnerbanken insgesamt 
abgestellt. Demnach gilt bis zur Inkraftsetzung des revidierten Art. 3 Ziff. 2 Bst. c, aa 
dieser Vereinbarung (siehe nachstehend) an dessen Stelle folgende Regelung: 

Der variable Beitrag der einzelnen Unterzeichnerbank entspricht prozentual dem 
Anteil der bei ihr bestehenden Spar- und Depositeneinlagen am Total der Spar- und 
Depositeneiitlagen bei allen U nterzeichnerbanken. 

Die Inkraftsetzung des revidierten Art. 3 Ziff. 2 Bst. c, aa geschieht, sobald die hier 
umschriebenen Voraussetzungen erfUllt sind, durch Beschluss des Verwaltungsrates der 
Bankiervereinigung. 
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6. Mit dem Jnkrafttreten der revîdierten Bestimmungen des SchKG bzw. des BaG über 
das Konkurs- und Nachlassprivileg der Bankglaubiger sowie der Inkraftsetzung des 
revidierten Art. 3 Ziff. 2 Bst. c, aa dieser Vereinbarung durch deren Verwaltungsrat 
fallen diese Übergangsbestimmungen dahin. 
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